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G e s e t z e n t w u r f

der Landesregierung

Thüringer Gesetz zur Inklusion und Gleichstellung von 
Menschen mit Behinderungen sowie zur Änderung des 
Thüringer Beamtengesetzes 

A. Problem und Regelungsbedürfnis

Mit dem Erlass des Thüringer Gesetzes zur Gleichstellung und Verbes-
serung der Integration von Menschen mit Behinderungen (ThürGIG) 
vom 16. Dezember 2005 (GVBl. S. 383) in der jeweils geltenden Fas-
sung wurde im Jahre 2005 das sich nach Artikel 3 Abs. 3 Satz 2 des 
Grundgesetzes und nach Artikel 2 Abs. 4 der Verfassung des Freistaats 
Thüringen ergebende Benachteiligungsverbot von Menschen mit Be-
hinderungen für Thüringen konkretisiert. Ziel des Gesetzes war es, die 
rechtliche Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen zu errei-
chen und diese vor Diskriminierung zu schützen. Insbesondere wurden 
die in der Landeskompetenz liegenden Regelungen zur Schaffung von 
Barrierefreiheit in den Bereichen der öffentlichen Verwaltung getroffen. 
Das Gesetz lehnte sich inhaltlich an das durch den Bundesgesetzgeber 
erlassene Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) vom 27. April 2002 
(BGBl. I S. 1467 -1468-) an.

Mit seiner Unterzeichnung, dem Erlass des Gesetzes zu dem Überein-
kommen der Vereinten Nationen vom 13. Dezember 2006 über die Rech-
te von Menschen mit Behinderungen sowie zu dem Fakultativprotokoll 
vom 13. Dezember 2006 zum Übereinkommen der Vereinten Nationen 
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen vom 21. Dezem-
ber 2008 (BGBl. 2008 II S. 1419) und dem darin geregelten Inkrafttre-
ten des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen für die Bundesrepublik Deutschland am 
26. März 2009 gilt dieses Übereinkommen auch innerstaatlich als Bun-
desrecht. Die Länder haben dem vorgenannten Gesetz nach Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes einstimmig zugestimmt (Bundesratsdruck-
sache 760/08). Alle staatlichen Organe sind damit im Rahmen ihrer Zu-
ständigkeit kraft Gesetzes gebunden, die Gewährleistungen des Über-
einkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen ausreichend zu berücksichtigen.

Ziel des Übereinkommens ist, die Chancengleichheit behinderter Men-
schen zu fördern und ihre Diskriminierung in der Gesellschaft zu un-
terbinden. In dem Übereinkommen wird ein umfassender Diskriminie-
rungsschutz formuliert, das Recht auf Selbstbestimmung, Teilhabe und 
Partizipation fortgeschrieben und eine barrierefreie und inklusive Ge-
sellschaft gefordert. Nach Artikel 4 Abs. 1 des Übereinkommens der 
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Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
haben sich die Vertragsstaaten verpflichtet, alle geeigneten Gesetzge-
bungs-, Verwaltungs- und sonstigen Maßnahmen zur Umsetzung der in 
diesem Übereinkommen anerkannten Rechte zu treffen. Bund, Länder 
und Kommunen sind somit verpflichtet, geeignete, wirksame und ziel-
gerichtete Maßnahmen zu ergreifen, um die Rechte des Übereinkom-
mens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Be-
hinderungen einzuhalten und umzusetzen. 

Die Umsetzung des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen wurde in Deutschland im 
Jahr 2015 zum ersten Mal vom Ausschuss der Vereinten Nationen für 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-Fachausschuss) in 
Genf geprüft. Die Bundesregierung hatte bereits im Jahr 2011 ihren ers-
ten Staatenbericht zur Umsetzung des Übereinkommens der Vereinten 
Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen durch Bund, 
Länder und Gemeinden in Genf vorgelegt. Deutschland ist verpflichtet, 
zu allen UN-Menschenrechtsabkommen, die es ratifiziert hat, in gere-
gelten Abständen (üblicherweise vier oder fünf Jahre) dem jeweils zu-
ständigen UN-Fachausschuss einen Bericht vorzulegen. Dieser prüft die 
Fortschritte und weist auf Umsetzungsdefizite und weitere Aufgaben hin.

Der UN-Fachausschuss hat sich auf seiner 174. und 175. Sitzung am 
26. und 27. März 2015 mit dem ersten Staatenbericht Deutschlands 
zur Umsetzung des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen vom 3. August 2011 befasst 
und hierzu am 17. April 2015 abschließende Bemerkungen veröffent-
licht. Besondere Bedeutung für die Gesetze der Länder zur Gleichstel-
lung von Menschen mit Behinderungen haben insbesondere folgende 
Empfehlungen des Ausschusses:
-	 Überarbeitung der gesetzlichen Definition von Behinderung (Num-

mer 8 Buchst. a),
-	 Beseitigung von Barrieren und Verpflichtung angemessene Vorkeh-

rungen zu treffen, um zu gewährleisten, dass Menschen mit Behinde-
rungen gleichberechtigt mit anderen ihre Rechte wahrnehmen kön-
nen (Nummer 14 Buchst. b),

-	 Aufstellung von Aktions- und Maßnahmenplänen auch auf kommuna-
ler Ebene zur Umsetzung des Übereinkommens der Vereinten Nati-
onen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (Nummer 8 
Buchst. b),

-	 umfassende und transparente Partizipation von Organisationen, die 
Menschen mit Behinderungen repräsentieren, bei der Verabschie-
dung von Rechtsvorschriften, Konzepten und Programmen zur Um-
setzung und Überwachung des Übereinkommens (Nummer 10),

-	 Prüfung aller einschlägigen Rechtsvorschriften und zukünftigen Re-
gelungen hinsichtlich des Einklangs mit dem Übereinkommen der 
Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderun-
gen (Nummer 12 Buchst. a und b),

-	 Schaffung von institutionellen Vorkehrungen (sogenannten Focal 
Points) auf Landesebene und Stärkung der Unabhängigkeit der Be-
hindertenbeauftragten der Länder (Nummer 62),

-	 Abbau von Defiziten hinsichtlich der barrierefreien Kommunikation 
von Menschen mit Behinderungen (Nummern 9 und 64).

Vor diesem Hintergrund wurde in die Koalitionsvereinbarung über die 
Bildung einer Koalitionsregierung für die Sechste Legislaturperiode des 
Thüringer Landtags als Ziel aufgenommen, in dieser Legislaturperiode 
eine Novelle des Thüringer Gesetzes zur Gleichstellung und Verbesse-
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rung der Integration von Menschen mit Behinderungen zu verabschieden. 
Inhaltliche Schwerpunkte bei der Novellierung sollen dabei die Stärkung 
der Aufgaben und Befugnisse des Landesbeauftragten für Menschen mit 
Behinderungen, die Schaffung von Kommunalen Beauftragten für Men-
schen mit Behinderungen und die Verpflichtung zur Erstellung kommu-
naler Maßnahmenpläne zur Umsetzung des Übereinkommens der Ver-
einten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen sein.

B. Lösung

Mit anliegendem Thüringer Gesetz zur Inklusion und Gleichstellung von 
Menschen mit Behinderungen sowie zur Änderung des Thüringer Beam-
tengesetzes werden die Regelungen zur Gleichstellung von Menschen 
mit Behinderungen, die sich aus dem Übereinkommen der Vereinten 
Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen ergeben, 
auf Landesebene umgesetzt und das Thüringer Gesetz zur Gleichstel-
lung und Verbesserung der Integration von Menschen mit Behinderun-
gen durch Artikel 1 durch ein Ablösungsgesetz novelliert. 

Schwerpunkte sind die Verankerung des sich aus dem Übereinkommen 
der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderun-
gen ergebenden Leitbildes einer inklusiven Gesellschaft, die Anpassung 
von Begriffsdefinitionen an das Übereinkommen der Vereinten Nationen 
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen, die Verpflichtung, 
Maßnahmenpläne zur Umsetzung des Übereinkommens der Vereinten 
Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen auf kom-
munaler Ebene zu entwickeln, die Verbesserung der Zugänglichkeit von 
Einrichtungen und Informationen, insbesondere für Menschen mit kogni-
tiven Beeinträchtigungen, die Bewusstseinsbildung für die Belange von 
Menschen mit Behinderungen, die Verbesserung ihrer Partizipation und 
die Stärkung der Position der jeweiligen Beauftragten für Menschen mit 
Behinderungen auf kommunaler Ebene und Landesebene. 

Die Änderung des Thüringer Beamtengesetzes ist eine Folgeänderung 
aufgrund der veränderten Regelung zur Wahl und Abberufung des Lan-
desbeauftragten für Menschen mit Behinderungen.

C. Alternativen

Keine

D. Kosten

Mit dem vorliegenden Gesetz werden keine neuen Verpflichtungen mit 
finanzpolitisch erheblichen Auswirkungen begründet, da die Träger der 
öffentlichen Gewalt aufgrund ihrer Bindung an Gesetz und Recht nach 
Artikel 20 Abs. 3 des Grundgesetzes in Verbindung mit den in Artikel 3 
Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes und den in Artikel 2 Abs. 4 der Verfas-
sung des Freistaats Thüringen verankerten Diskriminierungsverboten be-
reits jetzt verpflichtet sind, die volle Verwirklichung aller Menschenrechte 
und Grundrechte für alle Menschen mit Behinderungen ohne jede Diskri-
minierung aufgrund von Behinderung zu gewährleisten und zu fördern. 
Es entstehen daher keine Mehrausgaben durch die Anwendung des neu 
gefassten Thüringer Gesetzes zur Inklusion und Gleichstellung von Men-
schen mit Behinderungen, da dieses für die einzuhaltenden Standards 
nicht ursächlich ist, die im Rahmen einer ordnungsgemäßen Durchfüh-
rung des Verwaltungsverfahrens entstehen. 
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Die Mehrkosten, die durch die Umsetzung der Anforderungen des Über-
einkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen entstehen, sind im Rahmen eines Mehrbelastungs-
ausgleichs nach Artikel 93 Abs. 3 der Verfassung des Freistaats Thü-
ringen zu berücksichtigen. Nach Artikel 93 Abs. 1 der Verfassung des 
Freistaats Thüringen sorgt das Land dafür, dass die kommunalen Trä-
ger der Selbstverwaltung ihre Aufgaben erfüllen können. 

Das in den §§ 4 und 5 geregelte Diskriminierungsverbot und Gleichstel-
lungsgebot sind verfassungsrechtlich verankerte Wertentscheidungen 
und enthalten somit keine neuen Anforderungen an die Träger der öf-
fentlichen Gewalt. 

Die überwiegende Zahl der Verpflichtungen sind bereits im derzeit gel-
tenden Thüringer Gesetz zur Gleichstellung und Verbesserung der Inte-
gration von Menschen mit Behinderungen enthalten oder konkretisieren 
lediglich bereits bestehende andere Verpflichtungen. So gibt die Erstel-
lung von Maßnahmenplänen den Kommunen lediglich ein einheitliches 
Instrument vor, wie sie unter Partizipation aller Beteiligten bestehende 
Barrieren feststellen und Lösungswege entsprechend der Anforderun-
gen des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen finden können. Die Aufgabe an sich obliegt 
den Kommunen aus den bereits dargestellten Grundsätzen bereits jetzt.

Außerdem existieren zahlreiche spezialgesetzliche Regelungen, die im 
vorliegenden Gesetzentwurf aufgegriffen werden. Soweit über das gel-
tende Behindertengleichstellungsgesetz oder spezialgesetzliche Rege-
lungen hinaus Konkretisierungen oder neue Tatbestände in den Gesetz-
entwurf aufgenommen worden sind, können finanziell erhebliche Folgen 
nicht angenommen werden. 

Dies gilt insbesondere für die Regelungen zur Verwirklichung der Barri-
erefreiheit im Zweiten Abschnitt des Artikels 1 des Gesetzentwurfs. Die 
Regelung zur Herstellung von Barrierefreiheit in den Bereichen Bau und 
Verkehr in Artikel 1 § 10 Abs. 1 des Gesetzentwurfs verweist auf einschlä-
gige Spezialnormen, insbesondere die Thüringer Bauordnung (ThürBO), 
und begründet damit keine neuen Verpflichtungen und keine neuen fi-
nanziellen Belastungen. Die Regelung zur Gestaltung von Neubauten, 
Um- und Erweiterungsbauten knüpft an die allgemein anerkannten Re-
geln der Technik an. Gemeint sind hiermit die einschlägigen DIN-Nor-
men. Damit werden die Anforderungen insbesondere mit Blick auf die 
Nutzbarkeit von Gebäuden durch Menschen mit Sinnesbehinderungen 
gegenüber § 50 Abs. 2 ThürBO konkretisiert und zugleich wird auf die 
finanziellen Spielräume Bezug genommen. Bei der Regelung in Bezug 
auf die Bestandsgebäude handelt es sich zum einen um eine Sollvor-
schrift und zum anderen darf mit der Herstellung der Barrierefreiheit kei-
ne unangemessene wirtschaftliche Belastung verbunden sein.

Auch die Regelungen zur barrierefreien Kommunikation sind bereits jetzt 
zum Großteil im derzeit geltenden Thüringer Gesetz zur Gleichstellung 
und Verbesserung der Integration von Menschen mit Behinderungen ent-
halten. Diese Regelungen sind erforderlich, da im Verwaltungsverfah-
ren, insbesondere im Hinblick auf die Grundrechte, wesentliche Rechte 
in Frage stehen, die ohne entsprechenden Kommunikationshilfen - und 
zwar im Sinne eines Anspruchs - weder den Menschen mit Behinde-
rung noch die betroffene Verwaltung in den Stand setzen können, den 
rechtlichen Anforderungen zu entsprechen oder Geltung zu verschaf-
fen (beispielsweise Anhörungspflicht, Auskunftspflicht, Untersuchungs-
grundsatz). Eine Trauung von Gehörlosen beispielsweise kann ohne 
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Gebärdensprachdolmetscher nicht wirksam durchgeführt werden. Inso-
weit sind die Zurverfügungstellung eines Gebärdensprachdolmetschers 
oder die barrierefreie Gestaltung der Bescheide und Vordrucke eine er-
forderliche Voraussetzung für die ordnungsgemäße Aufgabenerfüllung.

Bei den Regelungen zur barrierefreien Kommunikation ist von folgenden 
grundsätzlichen Voraussetzungen zum Kostenaufwand auszugehen:

Als verpflichtende Regelungen sollen die Träger der öffentlichen Gewalt 
Gebärdensprachdolmetscher oder andere geeignete Kommunikations-
hilfen nach § 13 sowie Bescheide und Vordrucke in Blindenschrift nach 
§ 14 vorhalten. Die Regelungen der §§ 13 und 14 zur kommunikativen 
Barrierefreiheit im Rahmen des Verwaltungsverfahrens gelten nicht für 
Verfahren, in denen die Träger der öffentlichen Verwaltung in Thüringen 
Sozialleistungsträger sind, insbesondere Leistungen nach dem Zweiten, 
Dritten, Achten, Neunten und Zwölften Buch Sozialgesetzbuch. Kosten-
erstattungsverpflichtungen für Kommunikationshilfen sind für diese Ver-
fahren bereits im Ersten, Neunten und Zehnten Buch Sozialgesetzbuch 
geregelt. Diese Behördenkontakte stellen die Mehrzahl der Verfahren 
dar. Das kommunale Verwaltungsverfahren betrifft insbesondere Ein-
wohnerwesen und Meldeangelegenheiten, Bauangelegenheiten, Ange-
legenheiten von Umwelt, Natur und Immissionen, Finanz- und Steuer-
fragen, Gewerbeverfahren sowie Ordnungs- und Kfz-Angelegenheiten.

Laut Statistik des Landesverwaltungsamts zum Stichtag 31. März 2018 
leben in Thüringen 1.855 schwerbehinderte Menschen mit dem Merkzei-
chen GL (Gehörlos) und 27 schwerbehinderte Menschen mit dem Merk-
zeichen TBL (Taubblind). Davon sind etwa 700 Personen (604 Perso-
nen zum Stichtag 31. Dezember 2015 nach Auskunft des Landesamtes 
für Statistik) über 65 Jahre alt. Wie oft Menschen mit einer Hörbehinde-
rung und Gehörlose Gebärdensprachdolmetscher oder andere geeigne-
te Kommunikationshilfen bei einem Kontakt mit den Trägern der öffent-
lichen Verwaltung benötigen, wird statistisch nicht erfasst und kann nur 
geschätzt werden. Dabei ist zu berücksichtigen, dass es sich beim kom-
munalen Verwaltungsverfahren um eingeschränkte und häufig einmalige 
Fallgestaltungen (wie beispielsweise Antrag auf Führerschein, Bauge-
nehmigung, Angelschein) handelt. Darüber hinaus ist in Bezug auf das 
zunehmende Alter von einer abnehmenden Häufigkeit der Inanspruch-
nahme auszugehen. Zudem können sich nicht alle Menschen mit einer 
Hör- und Sprachbehinderung mit Gebärdensprache oder anderen Kom-
munikationshilfen verständigen. 
Unter Berücksichtigung der dargestellten Annahmen wird als Berech-
nungsgröße veranschlagt, dass etwa 300 Einsätze mit einer Dauer von 
einer Stunde Einsatzzeit sowie einer Stunde Fahrzeit von Gebärden-
sprachdolmetschern im Jahr bedarfsgerecht sind. Für Dolmetsch-, Fahrt- 
und Wartezeiten werden nach § 9 Abs. 3 des Justizvergütungs- und  
-entschädigungsgesetzes pro volle Stunde 75 Euro gewährt. Für die Weg-
streckenentschädigung findet nach dem Justizvergütungs- und -entschä-
digungsgesetz das Bundesreisekostengesetz Anwendung. Pro Einsatz 
wird von einer Wegstreckenentschädigung in Höhe von 90 Euro ausge-
gangen. Dies entspricht dem abgerundeten Durchschnittswert der abge-
rechneten Fahrtkosten für Gebärdensprachdolmetschereinsätze im pri-
vaten Bereich in den Jahren 2015 und 2016. Insgesamt ergibt sich somit 
für ganz Thüringen eine Kostenprognose in Höhe von 72.000 Euro im 
Jahr, die sich auf alle verpflichteten Träger der öffentlichen Gewalt verteilt.

Hinsichtlich der Kosten im Schulbereich ist nach einer aktuellen Schät-
zung des Landesverbands der Gehörlosen e. V. von 15 Eltern oder Al-
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leinerziehenden mit Hör- oder Sprachbehinderung, die im Durchschnitt 
ein Kind im schulpflichtigen Alter haben, auszugehen. Unter der Annah-
me, dass diese Eltern oder Alleinerziehenden durchschnittlich an einer 
Elternversammlung für eine Stunde jährlich teilnehmen, je zwei halb-
stündige Elterngespräche wahrnehmen sowie fünf einstündige Einsätze 
im Rahmen des schulischen Verwaltungsverfahrens pro Jahr bedarfs-
gerecht sind, ergibt sich unter Berücksichtigung je einer Stunde Fahrt-
zeit der Gebärdensprachdolmetscher eine Kostenprognose in Höhe von 
etwa 6.375 Euro, die sich auf alle Schulämter verteilt. Hinzukommen 
die Fahrtkosten der Gebärdensprachdolmetscher in Höhe von durch-
schnittlich 90 Euro pro Einsatz, also insgesamt 4.500 Euro (drei Einsät-
ze in der Schule x 15 Eltern oder Alleinerziehende sowie fünf Einsätze 
im Verwaltungsverfahren).

Auch die Regelungen in Bezug auf die barrierefreie Gestaltung von Be-
scheiden und Vordrucken nach § 14 ThürGIG verursachen keine Mehr-
kosten, da die Träger der öffentlichen Gewalt bereits seit 24. Dezember 
2018 hierzu verpflichtet sind. Auch ist zu berücksichtigen, dass blinde 
und stark sehbehinderte Menschen zunehmend über Hilfsmittel ver-
fügen (beispielsweise Screenreader, Braillezeile, Bildschirmlesegerä-
te), die das selbstständige Erfassen von Texten und die selbstständige 
schriftliche Kommunikation ermöglichen. Für die Fälle, für die eine Über-
tragung von "Schwarz"-Schrift-Bescheiden in Braille-Schrift (und umge-
kehrt) erforderlich ist, kann die Technik des Blinden- und Sehbehinder-
tenverbands Thüringen e. V. genutzt werden. Für Menschen mit einer 
Sehbehinderung ist es im Allgemeinen ausreichend, wenn der Bescheid 
oder Vordruck in einer größeren Schriftgröße erstellt oder elektronisch 
zur Verfügung gestellt wird.

Auch mit der Zuordnung des Landesbeauftragten für Menschen mit Be-
hinderungen zum Landtag sind keine zusätzlichen Mehrkosten verbun-
den. Die im Einzelplan 08 etatisierten Mittel für Personal- und Sachkos-
ten werden dem Einzelplan 01 zur Verfügung gestellt.

Hinsichtlich der in Artikel 1 des Gesetzes vorgesehenen Berichte und 
der Evaluationspflicht wird ebenfalls nicht mit Mehrkosten gerechnet. Es 
ist diesbezüglich keine Vergabe an Außenstehende geplant, vielmehr 
sollen diese Aufgaben durch vorhandenes Personal der Landesregie-
rung umgesetzt werden.

Inwieweit die Einführung des Verbandsklagerechts Mehraufwendungen 
verursacht, lässt sich nicht abschätzen. Das Instrument der öffentlich-
rechtlichen Verbandsklage wurde im Jahre 2002 mit § 13 BGG auf Bun-
desebene eingeführt. Nach Angaben des Bundes wurde von diesem In-
strument allerdings bislang kaum Gebrauch gemacht.

Als zentrale Steuerungsstelle, wie in Artikel 33 Abs. 1 des Übereinkom-
mens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Be-
hinderungen gefordert, wurde in Thüringen bereits eine Anlauf- und 
Koordinierungsstelle für Angelegenheiten in Zusammenhang mit der 
Durchführung des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen aufgrund des Beschlusses 
der Thüringer Landesregierung über die Zuständigkeit der einzelnen 
Ministerien nach Artikel 76 Abs. 2 Satz 1 der Verfassung des Freistaats 
Thüringen vom 31. März 2015 (GVBl. S. 10) in der jeweils geltenden 
Fassung im Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und 
Familie eingerichtet. Die Regelung dient nur seiner gesetzlichen Veran-
kerung und verursacht keine Mehraufwendungen.
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Um die Wirkungen des Gesetzes sowie die mit der Umsetzung des Ge-
setzes verbundenen Kosten genau zu ermitteln, ist nach Ablauf von zwei 
Jahren nach Inkrafttreten des Gesetzes eine Evaluation vorgesehen.

E. Zuständigkeit

Federführend ist das Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frau-
en und Familie.
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FREISTAAT THÜRINGEN
DER MINISTERPRÄSIDENT

An die
Präsidentin des Thüringer Landtags
Frau Birgit Diezel
Jürgen-Fuchs-Straße 1
99096 Erfurt

Erfurt, den 19. Februar 2019

Sehr geehrte Frau Präsidentin,

hiermit überreiche ich den von der Landesregierung beschlossenen 
Entwurf des

"Thüringer Gesetzes zur Inklusion und Gleichstellung von Men-
schen mit Behinderungen sowie zur Änderung des Thüringer Be-
amtengesetzes"

mit der Bitte um Beratung durch den Landtag in den Plenarsitzungen 
am 27./28. Februar/1. März 2019.

Mit freundlichen Grüßen

Bodo Ramelow
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Thüringer Gesetz 
zur Inklusion und Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen sowie  

zur Änderung des Thüringer Beamtengesetzes

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Thüringer Gesetz  

zur Inklusion und Gleichstellung von  
Menschen mit Behinderungen (ThürGIG)

Inhaltsübersicht

Erster Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen

§ 	 1 	 Ziel des Gesetzes
§ 	 2	 Geltungsbereich
§	  3 	 Menschen mit Behinderungen
§ 	 4 	 Benachteiligung 
§ 	 5 	 Barrierefreiheit

Zweiter Abschnitt 
Verpflichtung zur Gleichstellung und  
zur Herstellung der Barrierefreiheit

§ 	 6 	 Umsetzung von Inklusion und Gleichstellung
§ 	 7 	 Gleichstellungsgebot
§ 	 8 	 Benachteiligungsverbot
§ 	 9 	 Grundsätzliche Aufgaben
§ 	 10 	 Herstellung der Barrierefreiheit in den Berei-

chen Bau und Verkehr
§	  11 	 Berücksichtigung der Inklusion in der Ausbil-

dung
§ 	 12 	 Recht auf gemeinsamen Unterricht
§	  13 	 Recht auf Verwendung von Gebärdensprache 

oder anderen Kommunikationsformen
§ 	 14 	 Gestaltung von Bescheiden und Vordrucken
§ 	 15 	 Verständlichkeit und Leichte Sprache
§	  16 	 Zielvereinbarungen

Dritter Abschnitt 
Interessenvertretung für Menschen  

mit Behinderungen

§ 	 17 	 Landesbeauftragter für Menschen mit 
Behinderungen

§ 	 18 	 Abberufung und Entlassung
§ 	 19 	 Dienstsitz und Organisation
§ 	 20 	 Amtsverhältnis
§ 	 21 	 Aufgaben und Befugnisse des Landesbeauf-

tragten für Menschen mit Behinderungen
§ 	 22 	 Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen 
§ 	 23 	 Kommunale Beauftragte für Menschen mit Be-

hinderungen, Landesarbeitsgemeinschaft der 
Beauftragten für Menschen mit Behinderungen

Vierter Abschnitt 
Rechtsbehelfe

§ 	 24 	 Rechtsschutz durch Verbände 
§ 	 25 	 Verbandsklagerecht
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Fünfter Abschnitt 

Zentrale Steuerungsstelle, Berichtspflichten,  
Evaluation

§ 	 26 	 Zentrale Steuerungsstelle 
§ 	 27 	 Berichtspflichten, Evaluation

Sechster Abschnitt 
Schlussbestimmungen

§ 	 28 	 Gleichstellungsbestimmung

Erster Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 
Ziel des Gesetzes

(1) Ziel des Gesetzes ist es, durch die Umsetzung des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen vom 13. Dezem-
ber 2006 über die Rechte von Menschen mit Behinderun-
gen (BGBl. 2008 II S. 1420) den vollen und gleichberech-
tigten Genuss aller Menschenrechte und Grundfreiheiten 
durch alle Menschen mit Behinderungen zu fördern, zu 
schützen und zu gewährleisten und die Achtung der ih-
nen innewohnenden Würde zu fördern. Dabei wird ihren 
besonderen Bedarfen Rechnung getragen.

(2) Die Schaffung einer inklusiven Gesellschaft ist eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe.

§ 2 
Geltungsbereich

Dieses Gesetz gilt für das Land und die kommunalen Ge-
bietskörperschaften, deren Behörden und Dienststellen 
einschließlich der Landtags- und Justizverwaltung und den 
Rechnungshof, für die landesunmittelbaren Körperschaf-
ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts im 
Sinne des § 105 der Thüringer Landeshaushaltsordnung 
sowie für Beliehene und sonstige Landesorgane, soweit 
sie öffentlich-rechtliche Verwaltungsaufgaben wahrneh-
men (Träger der öffentlichen Gewalt).

§ 3 
Menschen mit Behinderungen

Menschen mit Behinderungen im Sinne dieses Gesetzes 
sind Menschen, die langfristige körperliche, seelische, geis-
tige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, welche sie in 
Wechselwirkung mit einstellungs- und umweltbedingten 
Barrieren an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten 
Teilhabe an der Gesellschaft hindern können. Als langfris-
tig gilt ein Zeitraum, der mit hoher Wahrscheinlichkeit län-
ger als sechs Monate andauert.

§ 4  
Benachteiligung

(1) Eine Benachteiligung im Sinne dieses Gesetzes ist jede 
nicht gerechtfertigte Gleich- oder Ungleichbehandlung. Ins-
besondere umfasst diese jede Unterscheidung, Ausschlie-
ßung oder Beschränkung aufgrund einer Behinderung, 
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die zum Ziel oder zur Folge hat, dass der gleichberechtig-
te Genuss aller Rechte beeinträchtigt oder vereitelt wird.

(2) Eine unmittelbare Benachteiligung im Sinne des Absat-
zes 1 liegt vor, wenn eine Person aufgrund einer Behinde-
rung eine weniger günstige Behandlung erfährt, erfahren 
hat oder erfahren würde als eine andere Person in einer 
vergleichbaren Situation.

(3) Eine mittelbare Benachteiligung liegt vor, wenn dem An-
schein nach neutrale Vorschriften, Kriterien oder Verfahren 
Personen aufgrund einer Behinderung gegenüber anderen 
Personen in besonderer Weise benachteiligen können, es 
sei denn, die betreffenden Vorschriften, Kriterien oder Ver-
fahren sind durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich gerecht-
fertigt und die Mittel sind zur Erreichung dieses Zieles an-
gemessen und erforderlich.

(4) Die Versagung von angemessenen Vorkehrungen für 
Menschen mit Behinderungen ist eine Benachteiligung 
im Sinne dieses Gesetzes. Angemessene Vorkehrun-
gen sind Maßnahmen, die im Einzelfall geeignet und er-
forderlich sind, um zu gewährleisten, dass Menschen mit 
Behinderungen gleichberechtigt mit anderen ihre Rechte 
wahrnehmen können. Derartige Vorkehrungen sind als an-
gemessen zu betrachten, wenn das für den Träger der öf-
fentlichen Gewalt nicht mit einer unverhältnismäßigen Be-
lastung verbunden ist.

(5) Besondere Maßnahmen, die zur Beschleunigung oder 
Herbeiführung der tatsächlichen Gleichberechtigung von 
Menschen mit Behinderungen erforderlich sind, gelten nicht 
als Benachteiligung im Sinne dieses Gesetzes.

§ 5 
Barrierefreiheit

Barrierefrei sind bauliche und sonstige Anlagen, Straßen, 
Wege, Plätze, Verkehrsmittel, technische Gebrauchsge-
genstände, Systeme der Informationsverarbeitung, akus-
tische und visuelle Informationsquellen und Kommunikati-
onseinrichtungen sowie andere gestaltete Lebensbereiche, 
insbesondere Dienstleistungen, wenn sie für Menschen mit 
Behinderungen in der allgemein üblichen Weise ohne be-
sondere Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe 
auffindbar, zugänglich und nutzbar sind. Zur Auffindbarkeit, 
Zugänglichkeit und Nutzbarkeit gehört auch die Gewähr-
leistung der Verständlichkeit von Informationen, die Bildil-
lustrationen mit einschließt. Eine besondere Erschwernis 
liegt auch dann vor, wenn Menschen mit Behinderungen 
die Mitnahme oder der Einsatz benötigter Hilfsmittel ver-
weigert oder erschwert wird, soweit dies nicht durch hö-
herrangige Belange begründet ist. 

Zweiter Abschnitt 
Verpflichtung zur Gleichstellung und  
zur Herstellung der Barrierefreiheit

§ 6 
Umsetzung von Inklusion und Gleichstellung

(1) Die Träger der öffentlichen Gewalt sind verpflichtet, die 
in § 1 Abs. 1 genannten Ziele im Rahmen ihres jeweiligen 
Aufgabenbereichs umzusetzen, sich aktiv dafür einzuset-
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zen und die besonderen Verpflichtungen dieses Gesetzes 
einzuhalten. Sie wirken darauf hin, dass auch Vereinigun-
gen, Einrichtungen und juristische Personen des Privat-
rechts, deren Anteile sich unmittelbar oder mittelbar ganz 
oder überwiegend in ihrer Hand befinden, diese Ziele in 
angemessener Weise berücksichtigen.

(2) Das Land, sowie im eigenen Wirkungskreis die Land-
kreise und kreisfreien Städte, erstellen Maßnahmenplä-
ne zur Erreichung der in § 1 Abs. 1 genannten Ziele unter 
Beteiligung von Menschen mit Behinderungen und ihrer 
Interessenvertretungen. Die Maßnahmenpläne sollen ei-
nen Zeitraum von nicht mehr als fünf Jahren umfassen 
und sind im Rahmen eines fortlaufenden Beteiligungs-
prozesses spätestens nach Ablauf dieses Zeitraums fort-
zuschreiben. Der Landtag, der jeweilige Kreistag oder 
der jeweilige Stadtrat wird über die Erfüllung des jeweils 
für das Gebiet erstellten Maßnahmenplans sowie dessen 
Fortschreibung informiert. Die Landkreise und kreisfrei-
en Städte informieren den Landesbeauftragten für Men-
schen mit Behinderungen über die Erstellung und Fort-
schreibung von Maßnahmenplänen. Gemeinden können 
Maßnahmenpläne erstellen.

(3) Die Landkreise und kreisfreien Städte erstellen die Maß-
nahmenpläne erstmalig im Jahr 2023.

(4) Empfänger öffentlicher Zuwendungen können nach 
Maßgabe der jeweiligen haushalts- und förderrechtlichen 
Bestimmungen verpflichtet werden, die in § 1 Abs. 1 ge-
nannten Ziele zu beachten.

§ 7 
Gleichstellungsgebot

(1) Bei der Anwendung von Rechtsvorschriften ist zur 
Durchsetzung der Gleichstellung der Geschlechter den be-
sonderen Belangen von Frauen mit Behinderungen Rech-
nung zu tragen. Ebenfalls ist die erhöhte Gefahr einer Inter-
sektionalität von Frauen mit Behinderungen besonders zu 
berücksichtigen, um Benachteiligungen von Frauen mit Be-
hinderungen wegen mehrerer Gründe zu vermeiden oder 
bestehende Benachteiligungen zu beseitigen. Das Thürin-
ger Gleichstellungsgesetz vom 6. März 2013 (GVBl. S. 49) 
in der jeweils geltenden Fassung bleibt hiervon unberührt.

(2) Die Pflege von Menschen mit Behinderungen soll auf 
deren Wunsch nach Möglichkeit von einer Person gleichen 
Geschlechts durchgeführt werden.

§ 8 
Benachteiligungsverbot

(1) Die Träger der öffentlichen Gewalt dürfen niemanden 
aufgrund einer Behinderung benachteiligen. Erfolgt eine 
Benachteiligung aufgrund von Behinderungen und wegen 
anderer Gründe, so kann eine unterschiedliche Behand-
lung nur gerechtfertigt werden, wenn sich die Rechtferti-
gung auf alle diese Gründe erstreckt, derentwegen die un-
terschiedliche Behandlung erfolgt. 

(2) Macht ein Mensch mit Behinderungen eine Benachtei-
ligung durch einen Träger der öffentlichen Gewalt glaub-
haft, so muss der Träger beweisen, dass diese Benachtei-
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ligung nicht vorliegt, sie durch zwingende Gründe geboten 
ist oder hierfür nicht auf die Behinderung bezogene, sach-
liche Gründe vorliegen.

(3) Besondere Benachteiligungsverbote zugunsten von 
Menschen mit Behinderungen in anderen Rechtsvorschrif-
ten, insbesondere im Neunten Buch Sozialgesetzbuch, 
bleiben unberührt.

§ 9 
Grundsätzliche Aufgaben

(1) Die Träger der öffentlichen Gewalt prüfen bei der Er-
arbeitung und Umsetzung von Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften sowie bei politischen Konzepten zur Durchfüh-
rung des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen und bei ande-
ren Entscheidungsprozessen in Fragen, die Menschen mit 
Behinderungen betreffen, die Auswirkungen auf Menschen 
mit Behinderungen und stellen deren Gleichstellung sicher. 
Dabei haben sie die jeweils zuständige für Menschen mit 
Behinderungen beauftragte Person einzubeziehen. 

(2) Die Träger der öffentlichen Gewalt treffen Maßnahmen 
zur Aufklärung ihrer Beschäftigten im Rahmen der Weiter-
bildung mit dem Ziel, das Verständnis und die Akzeptanz für 
die Belange von Menschen mit Behinderungen zu fördern. 

§ 10 
Herstellung der Barrierefreiheit  

in den Bereichen Bau und Verkehr

(1) Neubauten sowie Um- oder Erweiterungsbauten der 
Träger der öffentlichen Gewalt sind nach Maßgabe der 
geltenden Rechtsvorschriften barrierefrei zu gestalten; 
dies gilt auch für die nicht öffentlich zugänglichen Berei-
che, soweit damit keine unverhältnismäßige Belastung ver-
bunden ist. Bestandsgebäude der Träger der öffentlichen 
Gewalt, die öffentlich zugänglich sind, sollen nach Maß-
gabe der geltenden Rechtsvorschriften barrierefrei gestal-
tet werden, soweit damit keine unverhältnismäßige Belas-
tung verbunden ist.

(2) Die Träger der öffentlichen Gewalt erstellen Berichte 
über den Stand der Barrierefreiheit der von ihnen genutz-
ten landeseigenen Liegenschaften bis zum 30. Juni 2022 
und leiten diese an das für Bauwesen zuständige Minis-
terium weiter. Bei der Erfassung des Standes der Barrie-
refreiheit der Bestandsgebäude können in begründeten 
Einzelfällen im Einvernehmen mit dem für Bauwesen zu-
ständigen Ministerium einzelne genutzte landeseigene Lie-
genschaften von der Betrachtung ausgenommen werden.

(3) Die Träger der öffentlichen Gewalt sollen anlässlich der 
Durchführung von investiven Baumaßnahmen nach Ab-
satz 1 Satz 1 bauliche Barrieren in den nicht von diesen 
Baumaßnahmen unmittelbar betroffenen Gebäudeteilen 
feststellen und unter Berücksichtigung der baulichen Ge-
gebenheiten abbauen, soweit mit dem Abbau keine unver-
hältnismäßige Belastung verbunden ist sowie dieser den 
Umfang der durchzuführenden investiven Baumaßnahmen 
nach Absatz 1 Satz 1 nicht wesentlich übersteigt und de-
ren Ausführung nicht wesentlich beeinträchtigt.
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(4) Die Träger der öffentlichen Gewalt sind verpflichtet, die 
Barrierefreiheit bei Anmietungen der von ihnen genutzten 
Bauten zu berücksichtigen. Mit Inkrafttreten dieses Ge-
setzes sollen nur barrierefreie Bauten oder Bauten, in de-
nen die baulichen Barrieren unter Berücksichtigung der 
baulichen Gegebenheiten abgebaut werden können, an-
gemietet werden, soweit deren Anmietung keine unver-
hältnismäßige Belastung zur Folge hätte. Bauliche Bar-
rierefreiheit muss nicht vorliegen, wenn eine Anmietung 
lediglich kurzzeitig beziehungsweise konkret bedarfsori-
entiert erfolgen soll.

(5) Sonstige bauliche oder andere Anlagen der Träger der 
öffentlichen Gewalt, öffentliche Wege, Plätze und Straßen 
sowie öffentlich zugängliche Verkehrsanlagen und Beför-
derungsmittel im öffentlichen Personenverkehr sind nach 
Maßgabe der einschlägigen Rechtsvorschriften barriere-
frei zu gestalten.

(6) Die Landesregierung prüft mit Unterstützung des Lan-
desbeauftragten für Menschen mit Behinderungen und den 
Verbänden und Institutionen der Menschen mit Behinde-
rungen regelmäßig den Aktualisierungs- und Anpassungs-
bedarf der einschlägigen Rechtsvorschriften in den Berei-
chen Bau und Verkehr und berichtet dem Landtag einmal 
in der Legislaturperiode über das Ergebnis der Prüfung.

§ 11 
Berücksichtigung der Inklusion in der Ausbildung

Im Rahmen der beruflichen Ausbildung und Weiterbildung 
sind soweit möglich die Belange von Menschen mit moto-
rischen, sensorischen, kognitiven und sprachlichen Ein-
schränkungen sowie die Anforderungen der Inklusion zu 
berücksichtigen. Dies gilt insbesondere bei der berufli-
chen Ausbildung der Architektur-, Bau-, Verkehrs-, Medi-
en-, Informatik-, Lehr-, Sozial- und Gesundheitsberufe. Im 
Bereich der beruflichen Ausbildung der Architektur-, Bau‑, 
Verkehrs-, Medien- und Informatikberufe sind zu den je-
weiligen Anforderungen der Barrierefreiheit verpflichten-
de Leistungsnachweise vorzusehen. Das Land vereinbart 
mit seinen landesunmittelbaren Ausbildungsstätten Nä-
heres über Inhalt und Umfang der zur Erfüllung nach den 
Sätzen 1 bis 3 zu beachtenden Verpflichtungen. Die Sät-
ze 3 und 4 gelten nicht für die Hochschulen des Landes.

§ 12 
Recht auf gemeinsamen Unterricht

(1) Schüler mit Behinderungen haben das Recht, gemein-
sam mit Schülern ohne Behinderungen unterrichtet zu wer-
den. Dabei soll der gemeinsame Unterricht Maßnahmen 
der individuellen Förderung und des sozialen Lernens aus-
gewogen miteinander verknüpfen. Eine Unterrichtung an 
Förderschulen erfolgt dann, wenn der gemeinsame Un-
terricht mit Schülern ohne Behinderungen nicht möglich 
oder eine gesonderte Förderung erforderlich ist. Die El-
tern werden in die Schulwahl einbezogen. Dabei wird den 
Eltern von Schülern mit Behinderungen eine individuelle 
und schulartneutrale Beratung gewährt.

(2) Unter Berücksichtigung der physischen, kognitiven, 
sensorischen oder psychischen Einschränkungen von 
Schülern mit Behinderungen erfolgt die Förderung und Un-
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terrichtung dieser nach einem jeweils auf ihre Fähigkeiten 
abgestimmten Lehr- und Förderplan.

§ 13 
Recht auf Verwendung von Gebärdensprache  

oder anderen Kommunikationsformen

(1) Die Deutsche Gebärdensprache ist als eigenständige 
Sprache anerkannt.

(2) Lautsprachbegleitende Gebärden sind als Kommuni-
kationsform der deutschen Sprache anerkannt.

(3) Menschen mit Hörbeeinträchtigungen und Menschen 
mit Sprachbeeinträchtigungen haben nach Maßgabe der 
Rechtsverordnung nach Absatz 6 gegenüber den Trägern 
der öffentlichen Gewalt zur Wahrnehmung eigener Rechte 
im Verwaltungsverfahren das Recht, in Deutscher Gebär-
densprache, mit lautsprachbegleitenden Gebärden, durch 
Lormen, mit Hilfe von Schriftdolmetschern oder mit ande-
ren geeigneten Kommunikationshilfen zu kommunizieren. 

(4) Die Träger der öffentlichen Gewalt haben auf Wunsch 
der Berechtigten nach Absatz 3 im notwendigen Umfang 
die Übersetzung durch einen Gebärdensprachdolmetscher 
oder die Verständigung mit anderen geeigneten Kommu-
nikationshilfen sicherzustellen und die notwendigen Auf-
wendungen nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach 
Absatz 6 zu tragen. Sie haben im Rahmen ihrer Möglich-
keiten und des Bedarfs die dafür erforderlichen Voraus-
setzungen zu schaffen. 

(5) Eltern mit Hörbeeinträchtigungen oder Sprachbeein-
trächtigungen mit Wohnsitz in Thüringen werden nach 
Maßgabe der Rechtsverordnung nach Absatz 6 auf An-
trag die notwendigen Aufwendungen für die Kommunika-
tion mit der Schule in Deutscher Gebärdensprache, mit 
lautsprachbegleitenden Gebärden, durch Lormen oder 
mit anderen geeigneten Kommunikationshilfen erstattet, 
soweit die entsprechende Kommunikation nicht durch die 
Schule sichergestellt werden kann. Der Anspruch auf Er-
stattung der Aufwendungen für die Kommunikation mit ei-
ner Schule ist gegenüber dem für die Schule zuständigen 
Schulamt geltend zu machen.

(6) Die Landesregierung bestimmt durch Rechtsverord-
nung
1.	 Anlass und Umfang des Anspruchs auf Bereitstellung 

eines Gebärdensprachdolmetschers oder anderer ge-
eigneter Kommunikationshilfen,

2.	 Art und Weise der Bereitstellung von Gebärdensprach-
dolmetschern oder anderen geeigneten Kommunikati-
onshilfen für die Kommunikation zwischen Menschen 
mit Hörbeeinträchtigungen oder Sprachbeeinträchti-
gungen und den Trägern der öffentlichen Gewalt,

3.	 die Grundsätze für eine angemessene Vergütung oder 
eine Erstattung von notwendigen Aufwendungen für die 
Dolmetscherdienste oder den Einsatz anderer geeig-
neter Kommunikationshilfen und

4.	 Kommunikationsformen, die als andere geeignete Kom-
munikationshilfen im Sinne der Absätze 3 bis 6 Nr. 1 
bis 3 anzusehen sind.
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§ 14 

Gestaltung von Bescheiden und Vordrucken

(1) Die Träger der öffentlichen Gewalt haben bei der Ge-
staltung von Bescheiden, Allgemeinverfügungen, öffent-
lich-rechtlichen Verträgen und Vordrucken Belange von 
Menschen mit Behinderungen zu berücksichtigen. Blin-
de und Menschen mit Sehbeeinträchtigungen können zur 
Wahrnehmung eigener Rechte im Verwaltungsverfahren 
nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach Absatz 2 ver-
langen, dass ihnen Bescheide, Allgemeinverfügungen, öf-
fentlich-rechtliche Verträge und Vordrucke ohne zusätzliche 
Kosten barrierefrei zugänglich gemacht werden. Bestim-
mungen über Form, Bekanntmachung und Zustellung von 
Verwaltungsakten bleiben unberührt.

(2) Die Landesregierung bestimmt durch Rechtsverord-
nung unter Berücksichtigung der technischen, finanziel-
len und verwaltungsorganisatorischen Möglichkeiten, unter 
welchen Voraussetzungen und in welcher Art und Weise 
die in Absatz 1 genannten Dokumente Blinden, Menschen 
mit Sehbeeinträchtigungen und Menschen mit kognitiven 
Beeinträchtigungen zugänglich gemacht werden.

§ 15 
Verständlichkeit und Leichte Sprache

(1) Die Träger der öffentlichen Gewalt sollen mit Men-
schen mit kognitiven Beeinträchtigungen in einfacher und 
leicht verständlicher Sprache kommunizieren. Insbeson-
dere sollen sie diesen Menschen auf Verlangen Beschei-
de, Allgemeinverfügungen, öffentlich-rechtliche Verträge 
und Vordrucke ohne zusätzliche Kosten in einfacher und 
leicht verständlicher Art und Weise erklären. Diese Erklä-
rung kann durch die Träger der öffentlichen Gewalt sowohl 
in mündlicher Form als auch in schriftlicher Form in Leich-
ter Sprache erfolgen.

(2) Die Träger der öffentlichen Gewalt berücksichtigen die 
Belange von Menschen mit Sinnesbeeinträchtigungen und 
Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen bei der Ver-
öffentlichung und Herausgabe von Informationen, die sich 
speziell an Menschen mit Behinderungen im Sinne des 
§ 3 richten. Sie sollen durch Weiterbildung ihrer Mitarbei-
ter darauf hinwirken, dass entsprechende Kompetenzen 
für das Verfassen von Texten in Leichter Sprache auf- be-
ziehungsweise ausgebaut werden.

§ 16 
Zielvereinbarungen

(1) Soweit nicht gesetzliche oder verordnungsrechtliche 
Vorschriften entgegenstehen, können zur Herstellung der 
Barrierefreiheit zwischen Landesverbänden von Menschen 
mit Behinderungen oder den Beauftragten nach den §§ 17 
oder 23 Abs. 1 Satz 1 einerseits und Unternehmen oder 
Unternehmensverbänden der verschiedenen Wirtschafts-
branchen sowie den Trägern der öffentlichen Gewalt an-
dererseits für den jeweiligen sachlichen und räumlichen 
Organisations- oder Tätigkeitsbereich der Beteiligten Ziel-
vereinbarungen getroffen werden.
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(2) Die Zielvereinbarungen sind an das Zielvereinbarungs-
register zu melden, das von der Geschäftsstelle des Lan-
desbeirats für Menschen mit Behinderungen geführt wird.

Dritter Abschnitt 
Interessenvertretung für Menschen  

mit Behinderungen

§ 17 
Landesbeauftragter für Menschen mit Behinderungen 

(1) Der Landtag wählt einen Landesbeauftragten für Men-
schen mit Behinderungen in geheimer Wahl mit der Mehr-
heit seiner Mitglieder. Vorschlagsberechtigt sind die Frakti-
onen des Landtags und der Landesbeirat für Menschen mit 
Behinderungen. Eine Aussprache findet nicht statt. Wähl-
bar ist, wer in den Thüringer Landtag gewählt werden kann.

(2) Die Amtszeit des Landesbeauftragten für Menschen 
mit Behinderungen beträgt sechs Jahre. Einmalige Wie-
derwahl ist zulässig.

§ 18  
Abberufung und Entlassung

(1) Der Landtag kann auf Antrag einer Fraktion oder eines 
Drittels der Mitglieder des Landtags den Landesbeauftrag-
ten für Menschen mit Behinderungen mit der Mehrheit von 
zwei Dritteln seiner Mitglieder abberufen. Die Abstimmung 
über den Antrag auf Abberufung hat frühestens zwei Wo-
chen und spätestens vier Wochen nach Eingang des An-
trags beim Präsidenten des Landtags zu erfolgen. Eine 
Aussprache findet nicht statt.

(2) Der Landesbeauftragte für Menschen mit Behinderun-
gen kann jederzeit die Entlassung aus dem Amt verlangen. 
Der Präsident des Landtags spricht die Entlassung aus.

§ 19  
Dienstsitz und Organisation

(1) Der Landesbeauftragte für Menschen mit Behinderun-
gen hat seinen Dienstsitz beim Landtag. Er untersteht der 
Dienstaufsicht des Präsidenten des Landtags.

(2) Dem Landesbeauftragten für Menschen mit Behinde-
rungen ist die für die Erfüllung seiner Aufgaben angemes-
sene Personal- und Sachausstattung zur Verfügung zu 
stellen.

(3) Auf Vorschlag des Landesbeauftragten für Menschen 
mit Behinderungen bestellt der Präsident des Landtags ei-
nen Vertreter im Amt. 

(4) Die Ernennung oder Einstellung der für den Landesbe-
auftragten für Menschen mit Behinderungen tätigen Beam-
ten und Tarifbeschäftigten sowie deren Entlassung erfolgt 
durch den Präsidenten des Landtags im Einvernehmen 
mit dem Landesbeauftragten für Menschen mit Behinde-
rungen. Entsprechende Versetzungen, Abordnungen und 
Umsetzungen nimmt der Präsident des Landtags im Ein-
vernehmen mit dem Landesbeauftragten für Menschen 
mit Behinderungen vor. Die für den Landesbeauftragten 
für Menschen mit Behinderungen tätigen Mitarbeiter un-
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terstehen der Dienstaufsicht des Landesbeauftragten für 
Menschen mit Behinderungen.

(5) Die Haushaltsmittel des Landesbeauftragten für Men-
schen mit Behinderungen werden im Einzelplan des Land-
tags ausgewiesen.

§ 20 
Amtsverhältnis

(1) Der Landesbeauftragte für Menschen mit Behinderun-
gen steht nach Maßgabe dieses Gesetzes in einem öf-
fentlich-rechtlichen Amtsverhältnis zum Land und erhält 
Amtsbezüge in Höhe der einem Landesbeamten der Be-
soldungsgruppe A 16 in Thüringen jeweils zustehenden Be-
soldung. Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, 
finden die Vorschriften für Beamte des Landes mit Aus-
nahme des Thüringer Laufbahngesetzes entsprechende 
Anwendung.

(2) Hat der Landesbeauftragte für Menschen mit Behinde-
rungen neben den Ansprüchen auf Amtsbezüge Ansprü-
che aus einer aktiven oder früheren Verwendung in einem 
Amts- oder Dienstverhältnis im öffentlichen Dienst oder 
aufgrund eines früheren Mandats in einer gesetzgeben-
den Körperschaft, die keiner Ruhens- oder Kürzungsre-
gelung unterworfen werden, werden die Amtsbezüge um 
den Ruhensbetrag gekürzt, der bei sinngemäßer Anwen-
dung des § 70 des Thüringer Beamtenversorgungsgeset-
zes (ThürBeamtVG) entsteht. 

(3) Der Landesbeauftragte für Menschen mit Behinderun-
gen hat bei seinem Ausscheiden Anspruch auf Ruhegehalt 
aus dem Amtsverhältnis für die Zeit im Amtsverhältnis wie 
ein Beamter auf Zeit in entsprechender Anwendung des 
Thüringer Beamtenversorgungsgesetzes, sofern die Vor-
aussetzungen des § 11 Abs. 1 ThürBeamtVG vorliegen. 
Die Zeit im Amtsverhältnis steht dabei einer Zeit im Be-
amtenverhältnis, der Anspruch auf Ruhegehalt aus dem 
Amtsverhältnis dem Anspruch auf Ruhegehalt aus einem 
Beamtenverhältnis gleich. Der Anspruch auf Ruhegehalt 
ruht bis zum Erreichen der in § 25 Abs. 2 Satz 1 oder § 25 
Abs. 3 des Thüringer Beamtengesetzes für die Beamten 
bestimmten Regelaltersgrenze. 

(4) Das Amtsverhältnis beginnt mit der Aushändigung der 
Urkunde über die Bestellung durch den Präsidenten des 
Landtags. Der Präsident des Landtags verpflichtet den 
Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderungen vor 
dem Landtag, sein Amt gerecht und unparteiisch zu füh-
ren, das Grundgesetz, die Verfassung des Freistaats Thü-
ringen sowie die Gesetze zu wahren und zu verteidigen.

(5) Das Amtsverhältnis endet:
1.	 mit dem Ablauf der Amtszeit,
2.	 durch Tod,
3.	 durch Abberufung nach § 18 Abs. 1,
4.	 mit der Entlassung auf Verlangen nach § 18 Abs. 2 oder
5.	 im Fall einer länger als sechs Monate dauernden Ver-

hinderung mit der Bestellung eines Nachfolgers. 

(6) Der Landesbeauftragte für Menschen mit Behinderun-
gen darf nicht einer Regierung, einer gesetzgebenden Kör-
perschaft des Bundes oder eines Landes oder einem ent-
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sprechenden Organ der Europäischen Union oder einer 
kommunalen Vertretungskörperschaft angehören. Er darf 
neben seinem Amt kein anderes besoldetes Amt, kein Ge-
werbe und keinen Beruf ausüben und weder der Leitung 
noch dem Aufsichts- oder dem Verwaltungsrat eines auf 
Erwerb gerichteten Unternehmens angehören.

§ 21 
Aufgaben und Befugnisse des Landesbeauftragten  

für Menschen mit Behinderungen

(1) Aufgaben des Landesbeauftragten für Menschen mit 
Behinderungen sind,
1.	 darauf hinzuwirken, dass das in § 1 Abs. 1 genannte 

Ziel verwirklicht und die übrigen Bestimmungen dieses 
Gesetzes, die aufgrund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen sowie andere Rechtsvorschrif-
ten zugunsten von Menschen mit Behinderungen ein-
gehalten werden,

2.	 die in den §§ 9 und 10 Abs. 6 genannten Mitwirkungs-
pflichten zu erfüllen,

3.	 Träger der öffentlichen Gewalt sowie private Institutio-
nen bei der Umsetzung des Übereinkommens der Ver-
einten Nationen über die Rechte von Menschen mit Be-
hinderungen zu beraten,

4.	 landesweit Behörden, Verbände, Institutionen und Bür-
ger zu Fragen der barrierefreien Raum- und Verkehrs-
gestaltung zu beraten,

5.	 darauf hinzuwirken, dass geschlechtsspezifische be-
hinderungsbedingte Benachteiligungen abgebaut und 
verhindert werden,

6.	 Ansprechpartner für die individuellen und allgemeinen 
Probleme von Menschen mit Behinderungen, deren An-
gehörigen und von Verbänden, Institutionen und Selbst-
hilfegruppen von Menschen mit Behinderungen zu sein,

7.	 Öffentlichkeitsarbeit insbesondere mit dem Ziel zu be-
treiben, das Verständnis der Allgemeinheit für Men-
schen mit Behinderungen zu erweitern,

8.	 dem Landtag und der Landesregierung über seine Tä-
tigkeit einmal in der Legislaturperiode schriftlich Be-
richt zu erstatten,

9.	 in regionalen und überregionalen Gremien mitzuar-
beiten,

10.	eng mit Verbänden, Institutionen und Selbsthilfegrup-
pen von Menschen mit Behinderungen zusammenzu-
arbeiten und

11.	den Vorsitz des Landesbeirats für Menschen mit Be-
hinderungen zu führen und dessen Geschäftsstel-
le zu leiten.

(2) Die Träger der öffentlichen Gewalt unterstützen den 
Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderungen bei 
der Erfüllung seiner Aufgaben. Sie erteilen ihm auf Ersu-
chen die erforderlichen Auskünfte und gewähren Aktenein-
sicht unter Beachtung datenschutzrechtlicher Vorschriften.

(3) Der Landesbeauftragte für Menschen mit Behinderun-
gen leitet seine Ersuchen den Behörden oder Einrichtun-
gen über die jeweils zuständige oberste Landesbehörde 
zu. Die ersuchten Behörden oder Einrichtungen leiten ihre 
Auskünfte und Stellungnahmen dem Landesbeauftrag-
ten für Menschen mit Behinderungen über die zuständige 
oberste Landesbehörde zu.
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(4) Stellt der Landesbeauftragte für Menschen mit Be-
hinderungen Verstöße gegen die Bestimmungen dieses 
Gesetzes fest, fordert er zur Stellungnahme innerhalb ei-
ner von ihm zu bestimmenden Frist auf und beanstandet 
nötigenfalls
1.	 die Verstöße der Landesverwaltung gegenüber der zu-

ständigen obersten Landesbehörde und
2.	 die Verstöße sonstiger Träger der öffentlichen Gewalt 

jeweils gegenüber dem vertretungsberechtigten Organ.
Mit der Beanstandung können Vorschläge zur Beseitigung 
der Verstöße und zur Verbesserung der Umsetzung des 
Benachteiligungsverbots von Menschen mit Behinderun-
gen verbunden werden.

§ 22 
Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen 

(1) Der Landesbeauftragte für Menschen mit Behinderun-
gen beruft zu Beginn einer jeden Wahlperiode des Land-
tags auf Vorschlag von Verbänden und Institutionen, zu 
deren satzungsgemäßen Aufgaben die Durchsetzung der 
Belange von Menschen mit Behinderungen gehört, ei-
nen Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen. Vor-
schlagsberechtigt sind landesweit tätige Verbände und In-
stitutionen von Menschen mit Behinderungen, die sich bei 
dem Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderun-
gen registrieren lassen. Im Zweifelsfall kann der Landes-
beauftragte für Menschen mit Behinderungen die Vorla-
ge der Satzung oder des Organisationsstatus verlangen. 
Die vorschlagsberechtigten Verbände und Institutionen 
sind rechtzeitig über den Berufungstermin zu unterrichten.

(2) Dem Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen 
gehören als stimmberechtigte Mitglieder der Landesbeauf-
tragte für Menschen mit Behinderungen und jeweils ein Ver-
treter von zehn Verbänden und Institutionen von Menschen 
mit Behinderungen mit Sitz in Thüringen an, zu deren sat-
zungsgemäßen Aufgaben die Durchsetzung der Belange 
von Menschen mit Behinderungen gehören. Dem Landes-
beirat für Menschen mit Behinderungen gehören außer-
dem die folgenden, nicht stimmberechtigten Mitglieder an:
1.	 ein Vertreter des für Sozialrecht zuständigen Minis-

teriums,
2.	 ein Vertreter des für Schulwesen zuständigen Minis-

teriums,
3.	 ein Vertreter des für Bauwesen zuständigen Ministe-

riums,
4.	 zwei Vertreter der LIGA der freien Wohlfahrtspflege in 

Thüringen e. V.,
5.	 jeweils ein Vertreter der Fraktionen des Landtags,
6.	 ein Vertreter des Gemeinde- und Städtebunds Thü-

ringen e. V.,
7.	 ein Vertreter des Thüringischen Landkreistags e. V.,
8.	 ein Vertreter der Kommunalen Beauftragten für Men-

schen mit Behinderungen,
9.	 ein Vertreter der Gewerkschaften,
10.	ein Vertreter der Industrie- und Handelskammern in 

Thüringen,
11.	ein Vertreter der Handwerkskammern in Thüringen und
12.	ein Vertreter der Architektenkammer Thüringen.

(3) Die nicht stimmberechtigten Mitglieder nehmen mit be-
ratender Stimme an den Sitzungen des Landesbeirats für 
Menschen mit Behinderungen teil.
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(4) Der Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen be-
rät den Landesbeauftragten für Menschen mit Behinde-
rungen in allen Angelegenheiten, die Menschen mit Be-
hinderungen betreffen. Der Landesbeirat für Menschen 
mit Behinderungen kann Empfehlungen für die Arbeit der 
Landesregierung geben. Die Empfehlungen sind der Lan-
desregierung schriftlich von dem Landesbeauftragten für 
Menschen mit Behinderungen zu übermitteln. 

(5) Die Mitglieder des Landesbeirats für Menschen mit Be-
hinderungen sind rechtzeitig zu den Sitzungen einzula-
den. Das Nähere regeln die Geschäfts- und die Wahlord-
nung des Landesbeirats für Menschen mit Behinderungen.

§ 23 
Kommunale Beauftragte für Menschen mit  

Behinderungen, Landesarbeitsgemeinschaft  
der Beauftragten für Menschen mit Behinderungen

(1) Die Landkreise, kreisfreien Städte, kreisangehörigen 
Gemeinden und Verwaltungsgemeinschaften können für 
ihren jeweiligen Zuständigkeitsbereich einen Kommuna-
len Beauftragten für Menschen mit Behinderungen bestel-
len. Neben diesem Beauftragten können die Landkreise, 
kreisfreien Städte, kreisangehörigen Gemeinden und Ver-
waltungsgemeinschaften für ihren Zuständigkeitsbereich 
einen Beirat für Menschen mit Behinderungen errichten. 

(2) Kommunale Beauftragte für Menschen mit Behinde-
rungen sind hinsichtlich dieses Aufgabenbereichs fach-
lich unabhängig und weisungsfrei. Sie sollen jeweils dem 
Landrat, dem Oberbürgermeister, dem Bürgermeister oder 
dem Gemeinschaftsvorsitzenden direkt zugeordnet sein 
und über eine angemessene Personal- und Sachausstat-
tung verfügen.

(3) Kommunale Beauftragte für Menschen mit Behinderun-
gen sind von der Stadt-, Kreis- oder Gemeindeverwaltung 
oder der Verwaltungsgemeinschaft an allen die Belange 
von Menschen mit Behinderungen berührenden Maßnah-
men zu beteiligen, insbesondere an den in § 9 Abs. 1 ge-
nannten Vorhaben. Kommt es bei der Ausübung des Amts 
zu Meinungsverschiedenheiten, haben die Kommunalen 
Beauftragten für Menschen mit Behinderungen jederzeit 
das Recht, sich an den Landesbeauftragten für Menschen 
mit Behinderungen zu wenden und diesen zu beteiligen.

(4) Kommunale Beauftragte für Menschen mit Behinde-
rungen haben insbesondere folgende Aufgaben und Be-
fugnisse:
1.	 Teilnahme an den Sitzungen des Stadtrats, des Kreis-

tags, des Gemeinderats oder der Gemeinschaftsver-
sammlung, 

2.	 Erfüllung der in § 9 Abs. 1 genannten Mitwirkungs-
pflichten, 

3.	 Mitwirkung an dem in § 6 Abs. 2 genannten Maßnah-
menplan, 

4.	 Erstattung eines Tätigkeitsberichts gegenüber dem 
Stadtrat oder Kreistag einmal in deren Wahlperiode,

5.	 Beratung des Stadtrats oder Kreistags und der jewei-
ligen Verwaltung bei der Umsetzung der Ziele dieses 
Gesetzes,

6.	 Beratung von Menschen mit Behinderungen, deren 
Angehörigen sowie Verbänden von Menschen mit Be-
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hinderungen in individuellen und allgemeinen Ange-
legenheiten, 

7.	 Wahrung der Gleichberechtigung von Frauen und Män-
nern mit Behinderungen,

8.	 Zusammenarbeit mit Behörden, Verbänden und Ins-
titutionen, 

9.	 Anforderung von behördlichen Auskünften sowie Ein-
sichtnahme in Akten unter Beachtung datenschutz-
rechtlicher Vorschriften und

10.	Mitwirkung in regionalen und überregionalen Gremien. 

(5) Der Landesbeauftragte für Menschen mit Behinderun-
gen bildet zusammen mit den Kommunalen Beauftragten 
für Menschen mit Behinderungen eine Landesarbeitsge-
meinschaft, deren Aufgabe der Erfahrungs- und Informa-
tionsaustausch sowie die Aus- und Weiterbildung dieser 
Beauftragten im Sinne einer einheitlichen Beachtung be-
stehender Rechtsvorschriften zugunsten von Menschen 
mit Behinderungen ist. Die Landesarbeitsgemeinschaft 
gibt sich eine Geschäftsordnung.

(6) Die Kommunalen Beauftragten für Menschen mit Be-
hinderungen haben das Recht, mindestens einmal jährlich 
an einer Aus- und Weiterbildung teilzunehmen.

Vierter Abschnitt 
Rechtsbehelfe

§ 24 
Rechtsschutz durch Verbände

Werden Menschen mit Behinderungen in ihren Rechten 
nach diesem Gesetz verletzt, können an ihrer Stelle und 
mit ihrem Einverständnis Verbände klagen, die nach ihrer 
Satzung Menschen mit Behinderungen auf Landesebene 
vertreten und nicht selbst am Prozess beteiligt sind. In die-
sen Fällen müssen alle Verfahrensvoraussetzungen wie 
bei einem Rechtsschutzersuchen durch den Menschen 
mit Behinderungen selbst vorliegen.

§ 25  
Verbandsklagerecht

(1) Ein nach Absatz 3 anerkannter Verband kann gegen ei-
nen Träger der öffentlichen Gewalt, ohne in seinen Rech-
ten verletzt zu sein, Klage nach Maßgabe der Verwaltungs-
gerichtsordnung oder des Sozialgerichtsgesetzes erheben 
auf Feststellung eines Verstoßes 
1.	 gegen das Benachteiligungsverbot nach § 8 Abs. 1, 
2.	 gegen die Verpflichtung des Landes zur Herstellung 

der Barrierefreiheit nach § 10 Abs. 1 bis 5, § 13 Abs. 3 
bis 5, § 14 Abs. 1 und § 15 oder 

3.	 gegen Vorschriften des Landesrechts, die einen An-
spruch auf Herstellung der Barrierefreiheit im Sinne 
des § 5 vorsehen. 

Satz 1 gilt nicht, wenn eine Maßnahme aufgrund einer Ent-
scheidung in einem verwaltungs- oder sozialgerichtlichen 
Streitverfahren erlassen worden ist sowie für Entschei-
dungen der Bauaufsichtsbehörden im Vollzug der Thürin-
ger Bauordnung. 

(2) Soweit ein Mensch mit Behinderung selbst seine Rech-
te durch eine Gestaltungs- oder Leistungsklage verfolgen 
kann oder hätte verfolgen können, kann die Klage nach 



23

Drucksache 6/6825Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode 

Absatz 1 nur erhoben werden, wenn der Verband geltend 
macht, dass es sich bei der Maßnahme um einen Fall von 
allgemeiner Bedeutung handelt und der Betroffene zuge-
stimmt hat. Dies ist insbesondere der Fall, wenn eine Viel-
zahl gleichgelagerter Fälle vorliegt.

(3) Die Anerkennung eines Verbandes nach Absatz 1 wird 
auf Vorschlag des Landesbeirats für Menschen mit Be-
hinderungen durch das für Sozialrecht zuständige Minis-
terium erteilt. Sie ist zu erteilen, wenn der Verband 
1.	 nach seiner Satzung ideell und nicht nur vorüberge-

hend vorwiegend die Belange von Menschen mit Be-
hinderungen fördert,

2.	 zum Zeitpunkt der Anerkennung mindestens drei Jah-
re besteht und in diesem Zeitraum im Sinne der Num-
mer 1 tätig war,

3.	 die Gewähr für eine sachgerechte Aufgabenerfüllung 
bietet; dabei sind die Mitgliederstruktur sowie die Leis-
tungsfähigkeit des Verbandes zu berücksichtigen und

4.	 der Verfolgung gemeinnütziger Zwecke nach § 5 Abs. 1 
Nr. 9 des Körperschaftssteuergesetzes von der Körper-
schaftsteuer steuerbefreit ist.

Fünfter Abschnitt 
Zentrale Steuerungsstelle, Berichtspflichten,  

Evaluation

§ 26 
Zentrale Steuerungsstelle 

(1) Das für Sozialrecht zuständige Ministerium ist für die 
Steuerung und Koordinierung des Prozesses zur Errei-
chung der Ziele nach diesem Gesetz verantwortlich; davon 
bleiben die Zuständigkeiten und die Verantwortung der an-
deren Ressorts der Landesregierung unberührt. 

(2) Zur fachlichen Abstimmung arbeitet die zentrale Steu-
erungsstelle eng mit den jeweiligen Ressorts der Landes-
regierung zusammen.

§ 27 
Berichtspflichten, Evaluation

(1) Die Landesregierung berichtet dem Landtag einmal in 
der Legislaturperiode durch das für Sozialrecht zustän-
dige Ministerium über die gesellschaftliche Teilhabe von 
Menschen mit Behinderungen im Zusammenhang mit der 
Umsetzung des Übereinkommens der Vereinten Nationen 
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen. Sie 
bezieht dabei den Landesbeauftragten für Menschen mit 
Behinderungen mit ein.

(2) Die Landesregierung evaluiert die Wirkung des Geset-
zes alle fünf Jahre und berichtet dem Landtag einmal in 
der Legislaturperiode durch das für Sozialrecht zuständi-
ge Ministerium über das Ergebnis der Evaluation. Der Be-
richt erfolgt erstmalig 2024 und muss auch Angaben zum 
Stand der Barrierefreiheit der Bestandsgebäude nach § 10 
Abs. 2 enthalten.

(3) Dem Landesbeauftragten für Menschen mit Behinde-
rungen ist im Rahmen der Beratungen des Landtags Gele-
genheit zur Stellungnahme zu den in den Absätzen 1 und 
2 genannten Berichten zu geben.
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Sechster Abschnitt 

Schlussbestimmungen

§ 28  
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz 
gelten jeweils für alle Geschlechter.

Artikel 2 
Änderung des Thüringer Beamtengesetzes

§ 27 Abs. 1 des Thüringer Beamtengesetzes vom 12. Au-
gust 2014 (GVBl. S. 472), das zuletzt durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 12. Oktober 2018 (GVBl. S. 387) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	 In Nummer 6 wird das Komma am Ende durch das 
Wort "und" ersetzt.

2.	 Nummer 7 wird aufgehoben.

3.	 Die bisherige Nummer 8 wird Nummer 7.

Artikel 3 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Dezember 2019 in Kraft.

(2) Gleichzeitig mit Inkrafttreten nach Absatz 1 tritt das Thü-
ringer Gesetz zur Gleichstellung und Verbesserung der In-
tegration von Menschen mit Behinderungen vom 16. De-
zember 2005 (GVBl. S. 383), geändert durch Gesetz vom 
18. November 2010 (GVBl. S. 340), außer Kraft.



25

Drucksache 6/6825Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode 

Begründung:

A. Allgemeines

Mit dem Erlass des Thüringer Gesetzes zur Gleichstellung und Verbes-
serung der Integration von Menschen mit Behinderungen (ThürGIG) vom 
16. Dezember 2005 (GVBl. S. 383) in der jeweils geltenden Fassung 
wurde im Jahre 2005 das sich aus Artikel 3 Abs. 2 Satz 2 des Grundge-
setzes und aus Artikel 2 Abs. 4 der Verfassung des Freistaats Thürin-
gen ergebende Benachteiligungsverbot von Menschen mit Behinderun-
gen für Thüringen konkretisiert. Ziel des Gesetzes war es, die rechtliche 
Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen zu erreichen und sie 
vor Benachteiligung zu schützen. Insbesondere wurden in der Landes-
kompetenz liegende Regelungen zur Schaffung von Barrierefreiheit in 
den Bereichen der öffentlichen Verwaltung getroffen. Das Gesetz lehnt 
sich inhaltlich an das durch den Bundesgesetzgeber erlassene Behin-
dertengleichstellungsgesetz (BGG) vom 27. April 2002 (BGBl. I S. 1467 
-1468-) in der jeweils geltenden Fassung an.

Mit der Ratifizierung des am 30. März 2007 von der Bundesrepublik 
Deutschland unterzeichneten Übereinkommens der Vereinten Nationen 
vom 13. Dezember 2006 über die Rechte von Menschen mit Behinde-
rungen (BGBl. 2008 II S. 1420) gilt dieses Übereinkommen auch inner-
staatlich als Bundesrecht. Alle staatlichen Organe sind damit im Rah-
men ihrer Zuständigkeit kraft Gesetzes gebunden, die Gewährleistungen 
des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen ausreichend zu berücksichtigen. 

Ziel des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen ist, die Chancengleichheit von Menschen 
mit Behinderungen zu fördern und ihre Benachteiligung in der Gesell-
schaft zu unterbinden. In dem Übereinkommen der Vereinten Nationen 
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen wird ein umfassen-
der Benachteiligungsschutz formuliert, das Recht auf Selbstbestimmung, 
Teilhabe und Partizipation fortgeschrieben und eine barrierefreie und in-
klusive Gesellschaft gefordert. 

Bund, Länder und Kommunen sind somit verpflichtet, geeignete, wirk-
same und zielgerichtete Maßnahmen zu ergreifen, um die in dem Über-
einkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen verankerten Rechte einzuhalten und umzusetzen. 

Vor diesem Hintergrund ist die in Artikel 1 enthaltene Novellierung des 
Thüringer Gesetzes zur Gleichstellung und Verbesserung der Integra-
tion von Menschen mit Behinderungen erforderlich. Da dieses Gesetz 
in seiner Gesamtheit neu strukturiert wurde, wurde es als Ablösegesetz 
ausgestaltet. 

Die im Ersten Abschnitt des Ablösungsgesetzes enthaltenen Änderun-
gen betreffen im Wesentlichen die Verankerung des Leitbildes einer in-
klusiven Gesellschaft sowie die Anpassung der Definitionen des Geset-
zes an die Vorgaben des Übereinkommens der Vereinten Nationen über 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen. 

Im Zweiten Abschnitt des Ablösungsgesetzes sind die Bestimmungen 
zur Ausgestaltung des Rechts auf Gleichstellung und Teilhabe enthalten. 
Dazu gehören Förderverpflichtungen in Bezug auf die Inklusion, das Be-
nachteiligungsverbot, das Gleichstellungsgebot sowie Regelungen zur 
Herstellung von Barrierefreiheit im baulichen Bereich und zur Gewähr-
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leistung einer barrierefreien Kommunikation mit den Trägern öffentli-
cher Gewalt. Damit werden insbesondere die Vorgaben der Artikel 5, 
6 und 9 des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rech-
te von Menschen mit Behinderungen für den Bereich der Träger der öf-
fentlichen Gewalt umgesetzt.

Im Dritten Abschnitt des Ablösungsgesetzes werden die Interessenver-
tretungen der Menschen mit Behinderungen, der Landesbeirat für Men-
schen mit Behinderungen, der Landesbeauftragte für Menschen mit 
Behinderungen und die Kommunalen Beauftragten für Menschen mit 
Behinderungen, einschließlich ihrer Aufgaben und Rechte verankert und 
gestärkt. Die Regelungen sollen dazu dienen, eine weitreichende Par-
tizipation von Menschen mit Behinderungen bei allen, ihre Interessen 
berührenden Entscheidungsprozessen nach Artikel 4 Abs. 3 des Über-
einkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen zu gewährleisten. Gleichzeitig wird durch ihre Ein-
beziehung auch das Bewusstsein aller Entscheidungsträger für die Be-
lange von Menschen mit Behinderungen geschärft (Artikel 8 des Über-
einkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen).

Im Vierten Abschnitt des Ablösungsgesetzes sind die Regelungen zum 
Klagerecht der Verbände enthalten. 

Das vorliegende Gesetz verursacht keine unmittelbaren Aufwendungen, 
die im Zuge einer ordnungsgemäßen Durchführung des Verwaltungs-
verfahrens sowie einer barrierefreien Kommunikation und Information 
entstehen, da es lediglich die Verpflichtungen aus höherrangigem Recht 
ausdrücklich - zur Klarheit für die Rechtsanwendenden - in Landesrecht 
transformiert. Artikel 21 des Übereinkommens der Vereinten Nationen 
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen erkennt unter ande-
rem das Recht von Menschen mit Behinderungen an, sich Informatio-
nen und Gedankengut frei zu beschaffen, zu empfangen und weiterzu-
geben. In dessen Artikel 9 Abs. 1 verpflichtet das Übereinkommen der 
Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
ihre Unterzeichnerstaaten, geeignete Maßnahmen zu treffen, um für 
Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen den Zugang
1.	 zur physischen Umwelt, das heißt

a)	 zu Transportmitteln,
b)	 zu Information und Kommunikation, einschließlich Informations- 

und Kommunikationstechnologien und -systemen, sowie
2.	 zu anderen Einrichtungen und Diensten, die der Öffentlichkeit in städ-

tischen und ländlichen Gebieten offenstehen oder für sie bereitge-
stellt werden,

zu gewährleisten. Grundlage für eine gleichberechtigte gesellschaftliche 
Teilhabe von Menschen mit Behinderungen ist damit eine möglichst um-
fassend barrierefrei gestaltete Umwelt.

Die in Artikel 2 enthaltene Änderung des Thüringer Beamtengesetzes 
(ThürBG) vom 12. August 2014 (GVBl. S. 472), zuletzt durch Artikel 5 
des Gesetzes vom 12. Oktober 2018 (GVBl. S. 387), ist eine Folgeän-
derung, die sich aus der Neugestaltung der Regelungen zur Wahl oder 
zur Abberufung des Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderun-
gen ergibt.



27

Drucksache 6/6825Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode 

B. Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu Artikel 1 (Thüringer Gesetz zur Inklusion und Gleichstellung 
von Menschen mit Behinderungen)

Zu § 1 (Ziel des Gesetzes)

Das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen gilt innerhalb der deutschen Rechtsordnung als 
verbindliches Recht in der Gestalt von Völkerrecht. Das Thüringer Gesetz 
zur Inklusion und Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen stellt 
kein Transformationsgesetz dar, sondern ist ein Landesgesetz, dass das 
Ziel verfolgt, die Inhalte des Übereinkommens der Vereinten Nationen 
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen vollumfänglich auf-
zugreifen und in Form von Landesrecht für die staatlichen Stellen besser 
zugänglich zu machen. Bei der Auslegung von unbestimmten Rechts-
begriffen oder ähnlichem ist das Übereinkommen der Vereinten Natio-
nen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen heranzuziehen.

§ 1 Abs. 1 konkretisiert den Inhalt des Benachteiligungsverbots nach Ar-
tikel 3 Abs. 2 des Grundgesetzes, des Artikel 2 Abs. 4 der Verfassung 
des Freistaats Thüringen und knüpft an Artikel 1 des Übereinkommens 
der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderun-
gen an. Ziel dieses Gesetzes ist es, Menschen mit Behinderungen den 
vollen und gleichberechtigten Genuss aller Menschenrechte und Grund-
freiheiten zu gewährleisten, zu fördern und zu schützen, wobei den be-
sonderen Bedarfen der Menschen mit Behinderungen Rechnung getra-
gen werden soll. Es gibt einen Unterschied zwischen einem Bedarf und 
individuellen Bedürfnissen. Menschen haben grundsätzlich unterschied-
liche Bedürfnisse, die sich aus der Individualität eines jeden Menschen 
ergeben. Sie bezeichnen das individuelle Erleben einer Notwendigkeit 
oder eines persönlichen Mangel-Zustandes. Ein Bedarf dagegen stellt 
auf die objektiven Erfordernisse des Körpers oder des Umfeldes ab. 

Menschen mit Behinderungen soll eine möglichst inklusive und selbst-
bestimmte Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft ermöglicht werden. 
Hierzu sind nicht nur bauliche Barrieren abzubauen, sondern es muss 
ein Verständnis für die Belange von Menschen mit Behinderungen ge-
schaffen werden, dass das Entstehen von Barrieren jeglicher Art von 
vornherein verhindert. 

Mit Absatz 2 wird klargestellt, dass eine inklusive Gesellschaft nur dann 
realisiert werden kann, wenn alle gesellschaftspolitisch Beteiligten ihr 
Handeln danach ausrichten und dieses Ziel befördern.

Zu § 2 (Geltungsbereich)

Durch § 2 wird der Adressatenkreis und damit der Anwendungsbereich 
des Gesetzes festgelegt. Der unmittelbare Geltungsbereich schließt 
auch Beliehene und sonstige Organe des Landes ein, soweit sie öffent-
lich-rechtliche Verwaltungstätigkeit ausführen. Umfasst sind unter ande-
rem die Landtagsverwaltung, die Justizverwaltung und der Rechnungs-
hof. Mit der Aufnahme der Landtags- und Justizverwaltung wird lediglich 
klargestellt, dass auch diese in den Geltungsbereich des Gesetzes fal-
len, soweit ihre Arbeit behördlichen Charakter hat. Etwas anderes gilt 
nur, soweit spezialgesetzliche Regelungen eingreifen. Bei der Bezeich-
nung "Träger öffentlicher Gewalt" handelt es sich um den Terminus, den 
auch der Bundesgesetzgeber im Behindertengleichstellungsgesetz nutzt.
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Zu § 3 (Menschen mit Behinderungen)

Die bisher geltende Definition von Behinderung, welche dem Behinde-
rungsbegriff im Neunten Buch Sozialgesetzbuch entsprach, wird der De-
finition des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen angepasst.

In der Präambel des Übereinkommens der Vereinten Nationen über 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen wird darauf hingewie-
sen, dass das Verständnis von Behinderung sich ständig weiterentwi-
ckelt und dass Behinderung aus der Wechselwirkung zwischen Men-
schen mit Beeinträchtigungen und einstellungs- und umweltbedingten 
Barrieren entsteht, die sie an der vollen, wirksamen und gleichberech-
tigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern (Buchstabe e der Präam-
bel des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen). Artikel 1 Satz 2 des Übereinkommens 
der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderun-
gen lautet: "Zu den Menschen mit Behinderungen zählen Menschen, 
die langfristige körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeinträch-
tigungen haben, welche sie in Wechselwirkung mit verschiedenen Bar-
rieren an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an der 
Gesellschaft hindern können." Die Änderung dient der Rechtsklarheit. 
Sie soll das Bewusstsein für das Verständnis von Behinderung im Sin-
ne des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen weiter schärfen und die Rechtsanwen-
dung in der Praxis unterstützen. Eine Ausweitung oder Einengung des 
Personenkreises ist damit nicht verbunden.

Zu § 4 (Benachteiligung)

Die bisher geltende Definition der Benachteiligung wurde sprachlich an 
das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen angepasst. Die Aufnahme des Begriffs der 
"angemessenen Vorkehrungen" knüpft an Artikel 2 Abs. 3 des Überein-
kommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen an.

Zu § 5 (Barrierefreiheit)

Die Definition von Barrierefreiheit stellt ein Kernstück des Gesetzes dar 
und entspricht der Regelung des § 5 ThürGIG in der bisher geltenden 
Fassung und des § 4 BGG. 

Es wird klargestellt, dass Barrieren nicht nur im baulichen Bereich als 
räumliche Barrieren einer weitgehend unabhängigen Lebensweise von 
Menschen mit Behinderungen entgegenstehen, sondern vielfach auch im 
Bereich der Kommunikation, beispielsweise für hörbeeinträchtigte oder 
blinde Menschen, Schranken setzen. Zur Barrierefreiheit gehört darü-
ber hinaus auch, den besonderen Belangen von geistig beeinträchtigen 
oder lernbeeinträchtigten Menschen Rechnung zu tragen, zum Beispiel 
durch das Anbringen von technischen Hilfsmitteln oder Piktogrammen. 
Die Standards in Bezug auf die Barrierefreiheit der Systeme der Infor-
mationsverarbeitung sind spezialgesetzlich geregelt.

Neu aufgenommen wurde die Aufzählung der Straßen, Wege und Plät-
ze. Damit wird auf das Straßenrecht in Thüringen nach § 2 Abs. 1 des 
Thüringer Straßengesetzes Bezug genommen und klargestellt, dass ne-
ben baurechtlich relevanten Anlagen auch die den straßenrechtlichen 
Regelungen unterliegenden Baukörper gemeint sind. Der Aspekt der 
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Auffindbarkeit ist ebenfalls ein wichtiger Grundsatz für die barrierefreie 
Umweltgestaltung und wurde aus diesem Grund klarstellend eingefügt.

Entsprechend Artikel 9 des Übereinkommens der Vereinten Nationen über 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen gelten die Anforderungen 
der Barrierefreiheit auch für Dienstleistungen. Darüber hinaus wird klar-
gestellt, dass eine rein bauliche Barrierefreiheit dann keine Barrierefrei-
heit im Sinne dieses Gesetzes ist, wenn sie durch andere Maßnahmen 
- wie etwa ein Mitnahmeverbot von Blindenführhunden - konterkariert wird.

Zu § 6 (Umsetzung von Inklusion und Gleichstellung)

In Absatz 1 wurde die Verpflichtung der Träger der öffentlichen Gewalt, 
die Ziele des Gesetzes zu verwirklichen, stärker als bisher betont, indem 
ein Umsetzungsgebot formuliert wurde. Eine inklusive Gesellschaft kann 
nur dann realisiert werden, wenn alle gesellschaftspolitisch Beteiligten 
ihr Handeln danach ausrichten und dieses Ziel aktiv befördern. Nach Ar-
tikel 4 Abs. 1 Buchst. e des Übereinkommens der Vereinten Nationen 
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen verpflichten sich die 
Vertragsstaaten, geeignete Maßnahmen zur Beseitigung der Benachtei-
ligung von Menschen mit Behinderungen auch durch Personen, Organi-
sationen und private Unternehmen zu ergreifen. Aus diesem Grund haben 
die Träger der öffentlichen Gewalt darauf hinzuwirken, dass auch Verei-
nigungen, Einrichtungen und juristische Personen des Privatrechts, de-
ren Anteile sich unmittelbar oder mittelbar ganz oder überwiegend in ih-
rer Hand befinden, diese Ziele in angemessener Weise berücksichtigen.

Mit Absatz 2 werden das Land, die Landkreise und die kreisfreien Städ-
te für ihren jeweiligen Zuständigkeitsbereich verpflichtet, im eigenen 
Wirkungskreis Maßnahmenpläne zur Umsetzung der Ziele des Geset-
zes zu erarbeiten und fortzuschreiben. Artikel 4 Abs. 1 des Übereinkom-
mens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behin-
derungen verpflichtet die Vertragsstaaten, die volle Verwirklichung aller 
Menschenrechte und Grundrechte für alle Menschen mit Behinderun-
gen ohne jede Benachteiligung aufgrund einer Behinderung zu gewähr-
leisten und zu fördern und entspricht im Übrigen auch dem in Artikel 3 
Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes und in Artikel 2 Abs. 4 der Verfassung 
des Freistaats Thüringen verankerten Benachteiligungsverbot. Die Auf-
gabe an sich obliegt den Kommunen aufgrund ihrer Bindung an Gesetz 
und Recht nach Artikel 20 Abs. 3 des Grundgesetzes bereits jetzt, so 
dass die Erstellung der Maßnahmenpläne nicht zu kommunalen Stan-
darderhöhungen führt.

Durch die Verpflichtung zur Erstellung von Maßnahmenplänen auf Lan-
desebene und kommunaler Ebene sollen unter Einbeziehung der Men-
schen mit Behinderungen bestehende Barrieren ermittelt und Lösungsan-
sätze zu deren Beseitigung erarbeitet werden. Die hierfür erforderlichen 
Arbeitsprozesse sollen das Bewusstsein aller Beteiligten für die Belange 
der Menschen mit Behinderungen und die sich aus dem Übereinkommen 
der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderun-
gen ergebenden Anforderungen wecken beziehungsweise dafür sensibi-
lisieren. Der Landtag sowie der jeweilige Kreistag oder Stadtrat wird über 
die Erfüllung der Maßnahmenpläne des Landes, der Landkreise und der 
kreisfreien Städte sowie deren Fortschreibung informiert.

Die Erstellung von Maßnahmenplänen auf kommunaler Ebene unter Be-
teiligung von Menschen mit Behinderungen und ihrer örtlichen Interes-
senvertretungen ist hierfür ein geeignetes Mittel. Im Erarbeitungsprozess 
werden bestehende Barrieren aufgezeigt und von den verschiedensten 
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Akteuren in einem kommunikativen Prozess gemeinsam Lösungsmög-
lichkeiten erörtert und gesucht. Eine solche Verpflichtung der Landkrei-
se und kreisfreien Städte ist notwendig und das einzige Mittel, das ge-
währleistet, dass der Prozess der Umsetzung der Anforderungen aus 
dem Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen thüringenweit einheitlich verfolgt wird. Der da-
mit verbundene Eingriff in die nach Artikel 28 Abs. 2 des Grundgesetzes 
und Artikel 91 Abs. 1 der Verfassung des Freistaats Thüringen geschützte 
kommunale Selbstverwaltung ist aufgrund der bereits bestehenden Ver-
pflichtung zur Umsetzung der des Übereinkommens der Vereinten Na-
tionen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen und der ver-
fassungsrechtlichen Benachteiligungsverbote als gering einzuschätzen.

In Absatz 3 wird festgelegt, dass die Verpflichtung zur Erstellung von 
Maßnahmenplänen zur Umsetzung für die Landkreise und kreisfreien 
Städte ab dem Jahr 2023 verbindlich ist. Es bleibt den Landkreisen und 
kreisfreien Städten jedoch freigestellt, bereits vorher solche Maßnah-
menpläne zu erstellen. 

Mit Absatz 4 wird festgeschrieben, dass die Träger der öffentlichen Ge-
walt im Rahmen ihrer Zuwendungen im Sinne des § 23 der Thüringer 
Landeshaushaltsordnung die Zuwendungsempfänger verpflichten kön-
nen, die Ziele dieses Gesetzes zu beachten. Eine solche Regelung war 
bereits in § 6 Abs. 3 ThürGiG in der bisher geltenden Fassung enthalten.

Zu § 7 (Gleichstellungsgebot)

In Absatz 1 wurde aufgrund der erhöhten Gefahr einer Mehrfachbe-
nachteiligung von Frauen mit Behinderungen im Sinne der §§ 1 und 4 
des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) die Verpflichtung 
aufgenommen, diesen Umstand besonders zu berücksichtigen, um Be-
nachteiligungen von Frauen mit Behinderungen aus mehreren Grün-
den zu vermeiden oder bestehende Benachteiligungen zu beseitigen. 

Bereits die im Jahr 2013 vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
durchgeführte quantitative Befragung "Lebenssituation und Belastungen 
von Frauen mit Behinderungen und Beeinträchtigungen in Deutschland" 
hat gezeigt, dass ein hoher Prozentsatz der befragten Frauen Erfahrun-
gen mit Benachteiligungen aus mehreren Gründen hatte. Auch das Über-
einkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen greift den Aspekt der mehrfachen Benachteiligung von 
Frauen mit Behinderungen auf und verpflichtet die Vertragsstaaten, Maß-
nahmen zu ergreifen und zu gewährleisten, dass Frauen mit Behinderun-
gen alle Menschenrechte und Grundfreiheiten voll- und gleichberechtigt 
beanspruchen können. Nach Artikel 6 Abs. 2 des Übereinkommens der 
Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
sollen geeignete Maßnahmen zur Sicherung der vollen Entfaltung, der 
Förderung und der Stärkung der Autonomie der Frauen ergriffen werden 
und Frauen mit Behinderungen möglichst effektiv vor Benachteiligun-
gen geschützt werden. Intersektionalität bedeutet die Überschneidung 
von verschiedenen Benachteiligungsformen in einer Person, das heißt, 
dass eine Person aufgrund verschiedener zusammenwirkender Persön-
lichkeitsmerkmale Opfer von Benachteiligungen wird (zum Beispiel auf-
grund Behinderung, Geschlecht, Nationalität, gesellschaftlicher Status).

Mit Absatz 2 wird bestimmt, dass die Pflege von Menschen mit Behinde-
rungen auf deren Wunsch nach Möglichkeit von einer Person gleichen 
Geschlechts durchgeführt werden soll. 
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Zu § 8 (Benachteiligungsverbot)

Zum einen stellen die vorgenommenen Änderungen eine Folgeänderung 
zur sprachlichen Anpassung der Definition "Diskriminierung" in § 4 an 
das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen dar, zum anderen wurde der Aspekt des Ver-
botes der Mehrfachbenachteiligung nach den §§ 1 und 4 AGG aufgenom-
men. Treten zusätzliche Benachteiligungsmerkmale zu einer Behinderung 
hinzu (zum Beispiel ethnische Herkunft, Religion, Geschlechtsidentität), 
kann sich dies zusätzlich negativ auf Teilhabemöglichkeiten auswirken. 

Zu § 9 (Grundsätzliche Aufgaben)

Ein wichtiges Grundprinzip des Übereinkommens der Vereinten Natio-
nen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen ist der Grund-
satz der Partizipation. So sind die Vertragsstaaten nach Artikel 4 Abs. 3 
des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen verpflichtet, bei der Ausarbeitung und Umset-
zung von Rechts- und Verwaltungsvorschriften und politischen Konzepten 
zur Umsetzung der Konvention und bei anderen Entscheidungsprozes-
sen, die Belange von Menschen mit Behinderungen betreffen, die Men-
schen mit Behinderungen aktiv mit einzubeziehen. Dies wurde in Ab-
satz 1 nochmals deutlich gemacht und eine zwingende Beteiligung der 
vom Land beziehungsweise den Kommunen bestellten Person für die 
Belange von Menschen mit Behinderungen verankert. Bei der Beteili-
gung der jeweilig zuständigen beauftragten Person begründen die nach 
§ 2 ThürGIG verpflichteten Stellen, warum aus ihrer Sicht die Belange 
von Menschen mit Behinderungen berührt sind.

In Absatz 2 wird den nach diesem Gesetz Verpflichteten aufgegeben, 
Maßnahmen zur Aufklärung ihrer Beschäftigten in Bezug auf die Be-
lange von Menschen mit Behinderungen zu treffen, um das Verständ-
nis und den richtigen Umgang mit Menschen mit Behinderungen zu för-
dern. Diese Verpflichtung ergibt sich aus Artikel 4 Abs. 1 Buchst. i des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen. 

Zu § 10 (Herstellung von Barrierefreiheit in den Bereichen Bau und Ver-
kehr)

Es wird der in § 5 definierte Begriff "Barrierefreiheit" für die Bereiche Bau 
und Verkehr ausgestaltet. § 10 enthält eine Verpflichtung der in § 2 ge-
nannten Träger öffentlicher Gewalt zum barrierefreien Bauen.

Absatz 1 regelt die Verpflichtung der Träger der öffentlichen Gewalt, Neu‑, 
Um- und Erweiterungsbauten nach Maßgabe der geltenden Rechtsvor-
schriften barrierefrei zu gestalten. Dies gilt zugunsten von Beschäftigten 
mit Behinderungen auch für die Bereiche, die nicht öffentlich zugäng-
lich sind und nicht dem allgemeinen Besucherverkehr zur Verfügung ste-
hen. Auch Bestandsgebäude, die öffentlich zugänglich sind, sollen nach 
Maßgabe der geltenden Rechtsvorschriften barrierefrei gestaltet werden. 
Diese Verpflichtungen greifen nur, wenn die Herstellung der Barrierefrei-
heit nicht mit einer unverhältnismäßigen Belastung verbunden ist. Die-
ser unbestimmte Rechtsbegriff ist im Einzelfall vor dem Hintergrund der 
Anforderungen des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen als höherrangiges Recht als 
Erkenntnisquelle und der in der Rechtsprechung entwickelten Definiti-
on der Verhältnismäßigkeit auszulegen.
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Die Pflicht zur Beseitigung von Barrieren ergibt sich aus Artikel 9 des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen, die die Vertragsstaaten verpflichtet, geeigne-
te Maßnahmen zu ergreifen, um für Menschen mit Behinderungen den 
gleichberechtigten Zugang zur physischen Umwelt, insbesondere zu al-
len Einrichtungen, die der Öffentlichkeit in städtischen und ländlichen Ge-
bieten offenstehen oder für sie bereitgestellt werden, zu gewährleisten.

Nach Absatz 2 müssen die Träger der öffentlichen Gewalt bis zum 
30. Juni 2022 Statusberichte zum Stand der Barrierefreiheit hinsichtlich 
der von ihnen genutzten Gebäude, soweit sie im Landeseigentum ste-
hen, erstellen. Die Berichtspflicht der obersten Landesbehörden umfasst 
auch deren Geschäftsbereiche. Die nach § 2 Verpflichteten leiten die 
Statusberichte an das für Bauwesen zuständige Ministerium weiter. Bei 
der Erfassung des Standes der Barrierefreiheit der Bestandsgebäude 
können in begründeten Einzelfällen im Einvernehmen mit dem für Bau-
wesen zuständigen Ministerium einzelne genutzte Gebäude von der Be-
trachtung ausgenommen werden. Diese Berichte sollen im Rahmen der 
Evaluation dieses Gesetzes ausgewertet werden. 

Zur schrittweisen barrierefreien Umgestaltung von Bestandsbauten re-
gelt Absatz 3, dass die Träger der öffentlichen Gewalt bauliche Barrieren 
auch in den nicht von investiven Baumaßnahmen unmittelbar betroffe-
nen Gebäudeteilen (Neu- und Umbau) feststellen und unter Berücksich-
tigung der baulichen Gegebenheiten abbauen sollen, sofern der Abbau 
nicht mit einer unverhältnismäßigen Belastung verbunden ist, das heißt 
einen unverhältnismäßigen Mehraufwand darstellt. Die obersten Lan-
desbehörden sowie deren nachgeordnete Dienststellen zeigen die not-
wendigen baulichen Veränderungen beim für Bauwesen zuständigen 
Ministerium an und wirken so auf eine barrierefreie Umgestaltung hin.

Mit Absatz 4 wird ausdrücklich geregelt, dass die Träger der öffentlichen 
Gewalt auch bei Anmietungen die Barrierefreiheit unter Beachtung der 
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu berücksichtigen 
haben. Insbesondere fällt darunter der Gesichtspunkt, dass ein ausrei-
chendes Angebot an Mietobjekten, die den Mindestanforderungen ge-
recht werdenden, zur Verfügung steht und die Beschaffungsdringlich-
keit des Nutzers dem nicht entgegensteht. Von Anmietungen im Sinne 
dieser Regelung sind sogenannte Drittanmietungen umfasst. Bestehen-
de Mietverträge, deren Verlängerung oder der Abschluss eines neuen 
Mietvertrages über ein bereits durch einen Träger der öffentlichen Ge-
walt genutztes Gebäude, bleiben davon unberührt. Die Behörde ist je-
doch verpflichtet, vor dem Abschluss eines neuen oder der Verlängerung 
eines bestehenden Mietvertrages Verbesserungen der Barrierefreiheit 
zu prüfen und die Umsetzung dieser Verbesserungen gegenüber dem 
Eigentümer zu fordern, sofern dies nicht zu einer unverhältnismäßigen 
Belastung führt. Von der Verpflichtung zur Anmietung barrierefreier Miet
objekte kann darüber hinaus abgewichen werden, wenn die Anmietung 
lediglich kurzzeitig beziehungsweise konkret bedarfsorientiert ohne bau-
liche Barrierefreiheit erfolgen soll.

Der Absatz 5 stellt klar, dass auch sonstige bauliche oder andere Anla-
gen, öffentliche Wege, Plätze und Straßen sowie öffentlich zugängliche 
Verkehrsanlagen und Beförderungsmittel im öffentlichen Personenver-
kehr nach Maßgabe der einschlägigen Rechtsvorschriften barrierefrei 
zu gestalten sind.

Insbesondere die landesrechtlichen Regelungen zur barrierefreien Ge-
staltung in den Bereichen Bau und Verkehr sind wichtige Voraussetzun-
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gen für die Schaffung eines inklusiven und barrierefreien Sozialraumes. 
Daher wurde in Absatz 6 die Verpflichtung der Landesregierung aufge-
nommen, unter Beteiligung des Landesbeauftragten für Menschen mit 
Behinderungen und der Vereine und Verbände für Menschen mit Behin-
derungen diese Regelungen regelmäßig auf ihren Aktualisierungs- und 
Anpassungsbedarf zu prüfen. Die Einbeziehung der Menschen mit Be-
hinderungen entspricht dem bereits in § 9 Abs. 1 verankerten und aus 
dem Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen stammenden Partizipationsprinzips. 

Zu § 11 (Berücksichtigung der Inklusion in der Ausbildung)

Die Schaffung eines barrierefreien, inklusiven Sozialraumes, in dem Men-
schen mit Behinderungen selbstbestimmt und gleichberechtigt an der Ge-
sellschaft teilhaben können, setzt voraus, dass alle in der Gesellschaft 
über Grundkenntnisse hinsichtlich der Belange von Menschen mit Be-
hinderungen und in Bezug auf Inklusion verfügen. Aus diesem Grund ist 
das Thema Menschen mit Behinderungen und Inklusion in allen beruf-
lichen Ausbildungen und Weiterbildungen zu vermitteln. Dies gilt insbe-
sondere bei der beruflichen Ausbildung der Architektur-, Bau-, Verkehrs-, 
Medien-, Informatik, Lehr-, Sozial- und Gesundheitsberufe. 

Wesentlich sind Kenntnisse über die Anforderungen der Barrierefreiheit 
vor allem in den Bereichen Bau, Verkehr und im Bereich der Kommuni-
kationsgestaltung, da diese hier bereits frühzeitig in den jeweiligen Pla-
nungsprozessen berücksichtigt werden müssen. Aufgrund der verfas-
sungsrechtlich geschützten Hochschulautonomie nach Artikel 28 Abs. 1 
der Verfassung des Freistaats Thüringen und der Wissenschaftsfreiheit 
nach Artikel 5 des Grundgesetzes werden die Hochschulen von der Re-
gelung nicht erfasst.

§ 12 (Recht auf gemeinsamen Unterricht)

In Absatz 1 ist das Recht auf gemeinsamen Unterricht und individuelle 
Förderung verankert. Darüber hinaus wird in Absatz 1 eine Beteiligung 
der Eltern hinsichtlich der Beschulung ihrer Kinder sowie ein diesbezüg-
liches Recht auf Beratung und Information festgelegt. Beschulung ohne 
Ausgrenzung soll die Regel und nicht die Ausnahme sein. Gemeinsa-
mer Unterricht ist ein wichtiger Baustein für das Erreichen einer gleich-
berechtigten Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft.

Bei der Entscheidung für die jeweilige Schulart sind die individuellen 
Bedarfe der Schüler mit Behinderungen in den Vordergrund zu stellen. 

Den Eltern wird ein Mitspracherecht hinsichtlich der Beschulung ihres 
Kindes eingeräumt. Um dieses im Interesse des Kindes qualifiziert wahr-
nehmen zu können, ist eine entsprechende Beratung und Information 
der Eltern unumgänglich.

Nach Absatz 2 hat die Schule sicherzustellen, dass die jeweiligen Lern-
inhalte auf die behinderungsspezifischen Problemlagen der Schüler mit 
Behinderungen abgestimmt werden.

Zu § 13 (Recht auf Verwendung von Gebärdensprache oder anderen 
Kommunikationsformen)

Neben der sprachlichen Anpassung an die Vorgaben aus dem Überein-
kommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Be-
hinderungen enthält § 13 Abs. 3 die Aufnahme der Kommunikationsform 
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des Lormens und der Kommunikation mit Schriftdolmetschern in der bei-
spielhaften Aufzählung. Dies hat lediglich klarstellenden Charakter und 
soll die Belange der in der Praxis oft besonders benachteiligten taubblin-
den und hörsehbeeinträchtigten Menschen hervorheben. Lormen wurde 
bisher unter dem Oberbegriff "andere Kommunikationsformen" in § 11 
Abs. 3 ThürGIG in der bisher geltenden Fassung subsumiert.

Die sich aus Artikel 9 des Übereinkommens der Vereinten Nationen über 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen ergebende Verpflichtung 
der Vertragsstaaten erstreckt sich nicht nur auf die Schaffung des gleich-
berechtigten Zugangs zur physischen Umwelt, sondern auch auf den 
gleichberechtigten Zugang zu Informationen und Diensten, die der Öf-
fentlichkeit offenstehen. Mit der Änderung des letzten Halbsatzes wird 
die Bestimmung über das Recht von Menschen mit Hörbehinderungen 
und Sprachbehinderungen, mit Trägern der öffentlichen Verwaltung in 
Deutscher Gebärdensprache, mit lautsprachbegleitenden Gebärden, 
durch Lormen, mit Schriftdolmetschern und anderen Kommunikations-
formen oder über andere geeignete Kommunikationshilfen zu kommu-
nizieren, an die Erfordernisse des Übereinkommens der Vereinten Na-
tionen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen angepasst. 
Die bislang enthaltene Prüfung der Erforderlichkeit schränkt die gleich-
berechtigte Teilhabe von Menschen mit Hörbehinderungen und Sprach-
behinderungen unangemessen ein. § 13 Abs. 5 enthält die Verpflichtung, 
die notwendigen Aufwendungen, die hör- und sprachbeeinträchtigten El-
tern durch die Kommunikation mit der Schule entstehen, zu erstatten. 
Der Anspruch besteht gegenüber dem zuständigen Schulamt. Ein ent-
sprechender Anspruch war bereits in § 11 Abs. 5 ThürGIG in der bisher 
geltenden Fassung geregelt. Der Anspruch wurde insoweit ausgedehnt, 
dass auch hör- und sprachbeeinträchtigte Eltern von hör- und sprachbe-
einträchtigten Kindern zukünftig einen Anspruch auf Erstattung der Auf-
wendungen für die Kommunikation mit der Schule haben. Damit wird der 
Entwicklung in Thüringen hin zu einem inklusiven Unterricht Rechnung 
getragen. Ein solcher Anspruch besteht jedoch nur, soweit die Schule 
die Kommunikation nicht mit eigenem Personal sicherstellen kann. Es 
ist davon auszugehen, dass die Schule die Kommunikation mit eigenem 
Personal sicherstellen kann, wenn es sich um eine spezielle Einrichtung 
für hör- und sprachbeeinträchtigte Kinder handelt. 

Zu § 14 (Gestaltung von Bescheiden und Vordrucken)

Mit der Änderung in § 14 Abs. 1 wird die Regelung über die barrierefreie 
Zugänglichmachung von Dokumenten für blinde und sehbeeinträchtig-
te Menschen an die Erfordernisse des Übereinkommens der Vereinten 
Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen angepasst. 
Die bislang enthaltene Prüfung der Erforderlichkeit schränkt die gleich-
berechtigte Teilhabe von blinden und sehbeeinträchtigten Menschen 
unangemessen ein. In § 191a des Gerichtsverfassungsgesetzes wurde 
diese Einschränkung für den Bereich der Justiz bereits durch das Ge-
setz zur Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs mit den Gerich-
ten vom 10. Oktober 2013 (BGBl. I S. 3786) gestrichen.

Gleichzeitig wurde der Personenkreis der Anspruchsberechtigten in § 14 
Abs. 2 um die Gruppe der Menschen mit einer kognitiven Beeinträch-
tigung erweitert. Menschen mit einer kognitiven Beeinträchtigung sind 
die sie betreffenden Entscheidungen in verständlicher Art und Weise auf 
Verlangen nach § 15 Abs. 1 Satz 2 zu erklären.
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Zu § 15 (Verständlichkeit und Leichte Sprache)

Für Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen stellt Sprache oft eine 
Barriere dar. Das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rech-
te von Menschen mit Behinderungen fordert in dessen Artikel 9 den bar-
rierefreien Zugang zu Kommunikation und Information als Grundlage ei-
ner selbstständigen und selbstbestimmten Lebensgestaltung. Artikel 21 
des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen verpflichtet die Vertragsstaaten, Menschen mit 
Behinderungen unter anderem durch die Verwendung alternativer Kom-
munikationsformen den Umgang mit Behörden zu erleichtern. Insbeson-
dere auch mit Rücksicht auf Artikel 2 des Übereinkommens der Verein-
ten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen, der 
klarstellt, dass "Kommunikation" ausdrücklich auch in Leichte Sprache 
übersetzte Formen umfasst, besteht Regelungsbedarf. Auch im Rah-
men der Evaluation des Behindertengleichstellungsgesetzes des Bun-
des stand im Ergebnis, dass Regelungen zu Gunsten der Menschen mit 
kognitiven Beeinträchtigungen und der Verwendung der Leichten Spra-
che aufgenommen werden müssen.

Leichte Sprache zielt auf eine besonders leichte Verständlichkeit für Men-
schen mit kognitiven Beeinträchtigungen ab. Die Leichte Sprache stellt 
nicht nur auf besondere Regeln zu Rechtschreibung und Grammatik ab, 
sondern gibt unter anderem auch Empfehlungen zur Textgestaltung. Un-
ter anderem sollen möglichst gebräuchliche Wörter verwendet werden 
und Sätze kurz und einfach gehalten sein. Texte sollen in einer ausrei-
chend großen Schrift dargestellt und mit Bildern illustriert werden. Über 
das Netzwerk Leichte Sprache e. V. haben sich Verbände und Organisa-
tionen, die sich für die Belange von Menschen mit Behinderungen ein-
setzen, auf gemeinsame Regeln für Informationen in Leichter Sprache 
verständigt (vergleiche www.leichtesprache.org). Leichte Sprache kann 
erforderlich sein, wenn Informationen für Menschen mit stärkeren Be-
einträchtigungen nicht verständlich sind. Sie ist insofern eine Möglich-
keit zur barrierefreien Information und Kommunikation von Menschen 
mit kognitiven Beeinträchtigungen. Leichte Sprache kann für Menschen 
mit kognitiven Beeinträchtigungen ein geeignetes Instrument zur Über-
windung von Sprachbarrieren sein. 

Die Träger der öffentlichen Gewalt sollen den Menschen mit einer kog-
nitiven Beeinträchtigung auf Verlangen die sie betreffenden Dokumente 
in schriftlicher Form durch die Verwendung von Leichter Sprache oder 
in mündlicher Form verständlich machen. Insoweit besteht für die Trä-
ger der öffentlichen Gewalt ein Wahlrecht.

Darüber hinaus sollen auch geeignete Informationen vermehrt in Leichte 
Sprache übersetzt und entsprechend bereitgestellt werden. Die bereits 
begonnenen Bestrebungen der Verwaltungen, das Informationsange-
bot in Leichter Sprache auszubauen, sollen fortgesetzt werden. So sol-
len bei der Herausgabe von Veröffentlichungen und Informationen, die 
sich speziell an Menschen mit Behinderungen richten, die Belange von 
sinnesbeeinträchtigten Menschen und Menschen mit kognitiven Beein-
trächtigungen berücksichtigt werden. Hier sind insbesondere Ratgeber-, 
Aufklärungs- und Orientierungspublikationen, die der Wahrnehmung der 
eigenen Rechte dienen, aber auch zur Inanspruchnahme von Dienst-
leistungen oder zu touristischen Zwecken angefertigt werden, gemeint.

Um den in Zukunft wachsenden Anforderungen an die Mitarbeiter der 
Träger der öffentlichen Gewalt im Verfassen von Texten in Leichter Spra-
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che gerecht zu werden, sollen entsprechende Kompetenzen auf- und 
ausgebaut werden.

Zu § 16 (Zielvereinbarungen)

Neu an der Regelung ist gegenüber der bisher geltenden Regelung, dass 
die beauftragten Personen nach den §§ 17 oder 23 Abs. 1 Satz 1 als Ver-
einbarungspartner von Zielvereinbarungen mit aufgenommen wurden.

Mit dem Instrument der Zielvereinbarungen wird eine Möglichkeit ge-
schaffen, Barrierefreiheit auch in den Bereichen anzustreben und zu 
erreichen, in denen keine gesetzliche Verpflichtung (Bestandsschutz) 
besteht. Mit der Aufnahme der Beauftragten für Menschen mit Behinde-
rungen als mögliche Vereinbarungspartner sollen deren Erfahrungen und 
Kompetenzen genutzt und dieser Prozess unterstützt werden.

Zu § 17 (Landesbeauftragter für Menschen mit Behinderungen)

Entsprechend des Koalitionsvertrages zwischen den Parteien DIE LIN-
KE, der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für die 6. Wahlperiode 
des Thüringer Landtags wurde unter anderem als Aufgabe verankert, 
im Rahmen der Novellierung des Thüringer Gesetzes zur Gleichstellung 
und Verbesserung der Integration von Menschen mit Behinderungen 
den Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderungen zu stärken.

Der Landesbeauftragte für Menschen mit Behinderungen soll als Mittler 
zwischen den Menschen mit Behinderungen und der Verwaltung tätig 
werden und benötigt das Vertrauen des Parlaments. Aus diesem Grund 
sieht Absatz 1 vor, dass sie/er in geheimer Wahl durch die Mehrheit der 
Mitglieder des Landtages gewählt wird.

Mit Absatz 2 wird die Amtszeit auf sechs Jahre festgeschrieben, dies 
dient der Unabhängigkeit des Landesbeauftragten für Menschen mit 
Behinderungen.

Zu § 18 (Abberufung und Entlassung)

In § 18 wird das Verfahren der Abberufung beziehungsweise der Entlas-
sung des Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderungen geregelt. 
Das notwendige Zweidrittel-Quorum für die Abberufung stützt die Unab-
hängigkeit des Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderungen.

Zu § 19 (Dienstsitz und Organisation)

Durch Zuordnung des Landesbeauftragten für Menschen mit Behinde-
rungen zur Legislative ist es unabdingbar, dass er seinen Dienstsitz 
beim Landtag hat und der Dienstaufsicht des Präsidenten untersteht.

Die Mittel für die angemessene Personal- und Sachausstattung zum 
Vollzug dieses Gesetzes sollten im Einzelplan des Landtags in einem 
gesonderten Kapitel eingestellt werden.

Bei den Personalauswahlentscheidungen nach Absatz 3 sind die Grund-
sätze des Artikels 33 Abs. 2 des Grundgesetzes zu beachten, das heißt 
die Auswahl hat nach Eignung, Leistung und Befähigung zu erfolgen.

Des Weiteren wird die Vertretung bei Verhinderung des Landesbeauf-
tragten für Menschen mit Behinderungen und die Dienstaufsicht über 
seine Mitarbeiter geregelt. 
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Zu § 20 (Amtsverhältnis)

Der Absatz 1 regelt das Amtsverhältnis des Landesbeauftragten für Men-
schen mit Behinderungen.

Der Absatz 2 regelt die Höhe der Amtsbezüge für den Fall, dass der Lan-
desbeauftragte für Menschen mit Behinderungen neben den Ansprüchen 
auf Amtsbezüge Ansprüche aus einer aktiven oder früheren Verwendung 
in einem Amts- oder Dienstverhältnis im öffentlichen Dienst oder aufgrund 
eines früheren Mandats in einer gesetzgebenden Körperschaft, die kei-
ner Ruhens- oder Kürzungsregelung unterworfen werden, hat. 

Im allgemeinen öffentlichen Dienstrecht besteht der Grundsatz, dass die 
Dienstbezüge aus dem aktiven Dienst- oder Amtsverhältnis voll gezahlt 
werden, während Bezüge aus früheren Verwendungen im öffentlichen 
Dienst ganz oder teilweise gekürzt oder zum Ruhen gebracht werden, 
um so Doppelzahlungen aus öffentlichen Kassen zu vermeiden. Dies 
ergibt sich in der Regel aus den versorgungsrechtlichen Bestimmungen 
anderer Dienstherrn ebenso wie nach § 70 des Thüringer Beamtenver-
sorgungsgesetzes. Lediglich für den Fall, dass eine solche Anrechnung 
bei Zahlung der früheren Bezüge rechtlich nicht vorgesehen ist, werden 
die Amtsbezüge des Landesbeauftragten um den Ruhensbetrag, der bei 
entsprechender Anwendung der beamtenversorgungsrechtlichen Bestim-
mungen beim Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Erwerbs-
einkommen entstehen würde, gekürzt. 

Absatz 3 enthält einen Verweis auf die Anwendung der beamtenversor-
gungsrechtlichen Bestimmungen mit Ausnahme des Thüringer Laufbahn-
gesetzes mit der Maßgabe, dass die Sonderbestimmungen für die Be-
amten auf Zeit Anwendung finden, da das Amtsverhält ebenso befristet 
ausgestaltet ist. Voraussetzung für den Anspruch auf Ruhegehalt ist je-
doch, dass bei Ausscheiden aus dem Amtsverhältnis die beamtenversor-
gungsrechtliche Wartefrist erfüllt ist. Durch den Verweis auf die beamten-
versorgungsrechtlichen Bestimmungen sind auch die Ruhensregelungen 
beim Zusammentreffen mit Einkommen, Versorgungs- oder Rentenan-
sprüchen entsprechend auf den Ruhegehaltsanspruch aus dem Amts-
verhältnis anzuwenden. Der Ruhegehaltsanspruch ruht bis zum Errei-
chen der für die Beamten geltenden gesetzlichen Regelaltersgrenze, die 
schrittweise vom vollendeten 65. auf das 67. Lebensjahr angehoben wird. 

Die Absätze 4 und 5 enthalten Regelungen zum Beginn und Ende des 
Amtsverhältnisses des Landesbeauftragten für Menschen mit Behinde-
rungen.

Mit Absatz 6 wird deutlich gemacht, dass die Stellung des Landesbe-
auftragten für Menschen mit Behinderungen die Inkompatibilität seines 
Amtes mit jedem anderen politischen, wirtschaftlichen oder interessen-
gebundenen Amt erfordert.

Zu § 21 (Aufgaben und Befugnisse des Landesbeauftragten für Men-
schen mit Behinderungen)

In § 21 Abs. 1 werden die Aufgaben des Landesbeauftragten für Men-
schen mit Behinderungen beschrieben. Neu aufgenommen wurde ge-
genüber der bisher geltenden Regelung, dass der Landesbeauftragte für 
Menschen mit Behinderungen den Vorsitz des Landesbeirats für Men-
schen mit Behinderungen übernimmt und die Geschäftsstelle des Lan-
desbeirats für Menschen mit Behinderungen führt.
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Dies soll dem Landesbeauftragten zum einen ermöglichen, die im Rah-
men seiner Tätigkeit gewonnenen Erfahrungen in die Arbeit des Lan-
desbeirats für Menschen mit Behinderungen mit einfließen zu lassen, 
zum anderen steht er als Ansprechpartner für den Landesbeirat für Men-
schen mit Behinderungen im ständigen Kontakt mit dessen Mitgliedern 
und kann von deren Erfahrungen und Kenntnissen profitieren.

Des Weiteren werden die Verpflichtung zur Zusammenarbeit der nach 
diesem Gesetz Verpflichteten mit dem Landesbeauftragten für Menschen 
mit Behinderungen sowie sein Beanstandungsrecht geregelt.

Zu § 22 (Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen)

Die Berufung, Zusammensetzung und Arbeitsweise des Beirates wird 
auf eine neue rechtliche Grundlage gestellt. Ziel ist die Schaffung einer 
unabhängigen Interessenvertretung von Menschen mit Behinderungen 
unter Einbeziehung breiter Bevölkerungskreise von Menschen mit Be-
hinderungen. Bei der Besetzung des Gremiums ist § 2 Abs. 1 Nr. 4 in 
Verbindung mit § 3 Abs. 6 des Thüringer Gleichstellungsgesetzes zu 
beachten.

Zu § 23 (Kommunale Beauftragte für Menschen mit Behinderungen)

Nach Absatz 1 können die Landkreise, kreisfreien Städte, kreisangehö-
rigen Gemeinden und Verwaltungsgemeinschaften kommunale Beauf-
tragte für Menschen mit Behinderungen im eigenen Wirkungskreis be-
stellen sowie einen Beirat für Menschen mit Behinderungen errichten. 

In Absatz 2 wird die Stellung und Ausstattung der Kommunalen Beauf-
tragten für Menschen mit Behinderungen beschrieben. Die Anbindung 
an den Landrat, den Oberbürgermeister, den Bürgermeister oder den 
Gemeinschaftsvorsitzenden betont den Stellenwert der Arbeit der kom-
munalen Beauftragten.

Mit Absatz 3 werden die Gebietskörperschaften verpflichtet, die Kom-
munalen Beauftragen für Menschen mit Behinderungen in allen Ange-
legenheiten, die die Belange von Menschen mit Behinderungen berüh-
ren, zu beteiligen. Das in Absatz 3 aufgenommene Anrufungsrecht stärkt 
die Unabhängigkeit der Kommunalen Beauftragten für Menschen mit 
Behinderungen gegenüber den Dienststellen des jeweiligen Zuständig-
keitsbereichs oder anderen Körperschaften und Institutionen. Der Lan-
desbeauftragte für Menschen mit Behinderungen kann anschließend die 
ihm zustehenden Befugnisse ausüben, insbesondere die in § 21 gere-
gelten Befugnisse.

In Absatz 4 werden die Aufgaben der kommunalen Beauftragten be-
schrieben.

Der Absatz 5 entspricht § 19 Abs. 2 ThürGIG in der bisher geltenden 
Fassung.

Mit Absatz 6 wird das Recht festgeschrieben, dass die Kommunalen Be-
auftragten für Menschen mit Behinderungen mindestens einmal jähr-
lich an einer Aus- und Weiterbildung während ihrer Arbeitszeit teilneh-
men dürfen.

Zu § 24 (Rechtsschutz durch Verbände)

§ 24 entspricht § 20 ThürGIG in der bisher geltenden Fassung.
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Es wird ein besonderes Klagerecht der Verbände festgelegt. Durch eine 
von ihnen wahrgenommene Prozessstandschaft wird die gerichtliche 
Durchsetzung von Rechten von Menschen mit Behinderungen an de-
ren Stelle und mit deren Einverständnis ermöglicht. Das Einverständ-
nis ist gegenüber dem Gericht schriftlich zu erklären. Bei der Wahrneh-
mung der Prozessstandschaft müssen alle Verfahrensvoraussetzungen 
wie bei einem Rechtsschutzersuchen durch den Menschen mit Behinde-
rungen selbst vorliegen, beispielsweise die Einhaltung von Fristen oder 
die Klagebefugnis. Da der Verband im Fall einer Klage nach § 24 ledig-
lich das Recht einer anderen Person geltend machen kann, können sei-
ne Klagebefugnisse auch nicht über deren eigene Möglichkeiten hinaus-
reichen. Damit wird sichergestellt, dass die Rechtsschutzbefugnis beim 
Betroffenen selbst verbleibt und der Verband nur legitimiert wird, im In-
teresse von Menschen mit Behinderungen tätig zu werden. Sinn dieser 
Bestimmung ist es, den Betroffenen die Möglichkeit zu geben, die spe-
ziellen Kenntnisse der Verbände zu nutzen.

Zu § 25 (Verbandsklagerecht)

In § 25 wird die Vertretungsbefugnis von Verbänden, die nach Absatz 3 
anerkannt sind, bei der Durchsetzung der Rechtsansprüche einzelner 
Menschen mit Behinderungen geregelt. 

In Absatz 1 ist das Verbandsklagerecht für Ansprüche auf Herstellung 
der Barrierefreiheit nach § 10 Abs. 1 bis 5, § 13 Abs. 3 bis 5, § 14 Abs. 1 
und § 15 oder aus Vorschriften des Landesrechts, die einen Anspruch 
auf Barrierefreiheit im Sinne des § 5 vorsehen, geregelt. Dies gilt nicht, 
wenn die Maßnahme aufgrund einer Entscheidung in einem verwaltungs- 
oder sozialgerichtlichen Streitverfahren erlassen worden ist, sowie für 
Entscheidungen der Bauaufsichtsbehörden im Vollzug der Thüringer Bau-
ordnung. Die Verbandsklage kann auch erhoben werden, wenn geltend 
gemacht werden kann, dass in einem Verfahren gegen das Benachtei-
ligungsverbot nach § 8 Abs. 1 verstoßen worden ist. 

Die Regelung trägt dem besonderen Interesse von Menschen mit Be-
hinderungen an einer sachnahen Prozessführung Rechnung. Sie be-
rücksichtigt den gerade bei diesen Verbänden weit verbreiteten Charak-
ter der Selbsthilfegruppe, in der Selbstbetroffene anderen Mitgliedern, 
die sich in einer vergleichbaren Lebenssituation befinden, Unterstützung 
gewähren. Diese Vertreter der Verbände verfügen über spezielle Kennt-
nisse der Sach- und Rechtslage. Zudem können sie sich als ebenfalls 
persönlich Betroffene leichter als andere in die von ihnen vertretenen 
Menschen mit Behinderungen einfühlen und ein besonderes Vertrau-
ensverhältnis aufbauen. 

Absatz 2 schränkt die Verbandsklagemöglichkeiten in bestimmten Fäl-
len ein. Ein Verband soll die Feststellung eines Rechtsverstoßes nur 
dann und insoweit verlangen können, wenn mit der Verbandsklage ein 
Rechtsverstoß gerügt werden soll, der gleichzeitig auch einen Verstoß 
gegen ein subjektiv-öffentliches Recht eines Menschen mit Behinderun-
gen darstellt und wenn dieser Fall allgemeine Bedeutung besitzt. Dies 
ist beispielsweise dann der Fall, wenn das Handeln der Behörde durch 
eine Verwaltungsvorschrift gebunden ist. Der Betroffene muss der Ver-
bandsklage zugestimmt haben.

In Absatz 3 wird festgelegt, welche Kriterien die Verbände erfüllen müs-
sen, damit eine Anerkennung durch das für Sozialrecht zuständigen 
Ministerium erfolgen kann. Mit den Kriterien soll unter anderem aus-



40

Thüringer Landtag - 6. WahlperiodeDrucksache 6/6825

geschlossen werden, dass Verbände speziell zur Erhebung von Ver-
bandsklagen in Einzelfällen gegründet werden. 

Zu § 26 (Zentrale Steuerungsstelle)

Mit Absatz 1 wird die Aufgabe des für Sozialwesen zuständigen Minis-
teriums, die Umsetzung des Übereinkommens der Vereinten Nationen 
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen in Thüringen zentral 
zu steuern und zu koordinieren, gesetzlich festgeschrieben. Das Über-
einkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen gibt in dessen Artikel 33 die Bestimmung einer solchen 
staatlichen Anlaufstelle vor, um die Durchführung der diversen Maßnah-
men in verschiedenen Bereichen und auf unterschiedlichen Ebenen zu 
fördern. Davon unberührt bleibt die Verantwortlichkeit der jeweils fach-
lich zuständigen Ressorts zur eigenständigen Verwirklichung der ein-
schlägigen Gesetzesvorgaben in ihren Geschäftsbereichen; diese wird 
im zweiten Halbsatz nur zur Klarstellung angefügt.

Wie in Artikel 33 Abs. 1 des Übereinkommens der Vereinten Nationen 
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen gefordert, wurde in 
Thüringen bereits eine Anlauf- und Koordinierungsstelle für Angelegen-
heiten in Zusammenhang mit der Durchführung des Übereinkommens 
der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderun-
gen aufgrund des Beschlusses der Thüringer Landesregierung über die 
Zuständigkeit der einzelnen Ministerien nach Artikel 76 Abs. 2 Satz 1 der 
Verfassung des Freistaats Thüringen vom 31. März 2015 (GVBl. S. 10) 
in der jeweils geltenden Fassung im Ministerium für Arbeit, Soziales, Ge-
sundheit, Frauen und Familie eingerichtet. Die im Ministerium für Arbeit, 
Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie angesiedelte Anlauf- und Ko-
ordinierungsstelle nimmt unter anderem folgende Aufgaben wahr:
•	 Koordinierung der landesinternen Umsetzung des Übereinkommens 

der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinde-
rungen bei Behörden, in der Wirtschaft und in der Zivilgesellschaft,

•	 Erstellung, Fortschreibung und Koordinierung des Thüringer Maß-
nahmenplans zur Umsetzung des Übereinkommens der Vereinten 
Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen,

•	 Durchführung und Auswertung der jährlichen Sachstandsabfrage zum 
Realisierungsstand des Thüringer Maßnahmenplans bei allen Res-
sorts der Landesregierung,

•	 Konzeption, Organisation und Durchführung von Fachkonferenzen 
und Großveranstaltungen,

•	 Organisation und Durchführung der eingerichteten Interministeriel-
len Arbeitsgruppe,

•	 Beantwortung von Anfragen des Parlaments, der Fraktionen, der Bür-
ger sowie diverser Verbände und Institutionen,

•	 Erarbeitung von Pressemitteilungen und Informationspapieren, kon-
tinuierliche Veröffentlichungen auf der Internetseite des Ministeriums 
für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie sowie Verfas-
sung von Reden, Redebeiträgen und Grußworten,

•	 Zusammenarbeit mit dem jeweiligen Beauftragten für Menschen mit 
Behinderungen, 

•	 Erstellung von Kabinettvorlagen und Begleitung der Ressortabstim-
mung,

•	 Beantwortung und Wahrnehmung von Bund-Länder-Abstimmungen 
und -Abfragen sowie in dem Zusammenhang Kontaktpflege zu Kol-
legen aus anderen Ländern und dem Bund und

•	 Koordinierung der Zusammenarbeit mit dem Deutschen Institut für 
Menschenrechte und anderen Fachstellen. 
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In Absatz 2 wird ein allgemeines Kooperationsgebot zur fachlichen Ab-
stimmung zwischen der zentralen Steuerungsstelle und der Ressortver-
antwortlichkeit der einzelnen Ministerialverwaltungen bei der Umsetzung 
der Rechte von Menschen mit Behinderungen nach dem Übereinkom-
men der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinde-
rungen in Thüringen festgeschrieben. 

Zu § 27 (Berichtspflichten, Evaluation)

Mit Absatz 1 wird die Landesregierung verpflichtet, dem Landtag einmal 
in der Legislaturperiode über die gesellschaftliche Teilhabe von Men-
schen mit Behinderungen im Zusammenhang mit der Umsetzung des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen zu berichten. Dabei soll die Landesregierung 
den Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderungen einbeziehen.

In Absatz 2 ist die Verpflichtung der Landesregierung geregelt, die Wir-
kung des Gesetzes alle fünf Jahre zu evaluieren und dem Landtag über 
das Ergebnis der Evaluation zu berichten. Der Bericht erfolgt erstma-
lig 2024.

Nach Absatz 3 ist dem Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderun-
gen im Rahmen der Beratungen des Landtags Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu den in den Absätzen 1 und 2 genannten Berichten zu geben.

Zu § 28 (Gleichstellungsbestimmung)

Aufgrund der im Gesetz verwendeten Status- und Funktionsbezeich-
nungen wird mit § 28 eine Gleichstellungsbestimmung aufgenommen.

Zu Artikel 2 (Änderung des Thüringer Beamtengesetzes)

Die in Artikel 2 enthaltene Änderung des Thüringer Beamtengesetzes 
ist aufgrund des § 17 ThürGIG erforderlich, da der Landesbeauftragte 
für Menschen mit Behinderungen zukünftig vom Landtag gewählt wird 
und nur mit der Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder abberufen 
werden kann. Da die Regelungen zum Landesbeauftragten für Men-
schen mit Behinderungen erst am 1. Dezember 2019 in Kraft treten, ist 
die Änderung des Thüringer Beamtengesetzes auch erst am 1. Dezem-
ber 2019 erforderlich.

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)

Der Absatz 1 regelt das Inkrafttreten der Artikel 1 und 2.

Der Absatz 2 regelt das Außerkrafttreten des Thüringer Gesetzes zur 
Gleichstellung und Verbesserung der Integration von Menschen mit Be-
hinderungen vom 24. Dezember 2005 (GVBl. S. 383), geändert durch 
Gesetz vom 18. November 2010 (GVBl. S. 340).
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